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Vorwort

Die Anfang März 2005 von 91 Ländern und 26 

multilateralen Organisationen vereinbarte Pa-

riser Erklärung1 ist für den Reformprozess der 

staatlichen Entwicklungszusammenarbeit zum Syno-

nym geworden. Der nächste Meilenstein dieses Pro-

zesses ist die für den 2.–4.September 2008 geplante 

dritte Ministerkonferenz über die Eff ektivität der Hil-

fe in Accra, Ghana. Die Debatte um die Pariser Erklä-

rung nahm nach der Ministerkonferenz in Rom 2003 

Fahrt auf. Das Entwicklungskomitee der OECD, in 

dem die Geberländer sich organisieren, erkannte, dass 

man den Wirkungsgrad der Entwicklungszusammen-

arbeit dringend erhöhen muss. Ein auf mittlere Sicht 

geplanter Reformprozess soll Lösungen dafür erarbei-

ten. Entsprechend wird nach der Ministerkonferenz 

über die Eff ektivität der Hilfe in Accra eine Folgekon-

ferenz 2011 in Peking, China stattfi nden. 

 Zivilgesellschaft liche Akteure haben die Aufgabe, 

sich zu diesem laufenden Reformprozess zur Ent-

wicklungszusammenarbeit zu Wort zu melden. Der 

Evangelische Entwicklungsdienst kann seine Erfah-

rungen in der Entwicklungszusammenarbeit und der 

entwicklungspolitischen Arbeit beitragen. Er tut das, 

indem er dieses Arbeitspapier als Beitrag zur Debatte 

vorlegt. Es wurde gemeinsam mit dem Institut SÜD-

WIND erarbeitet. In den Überlegungen, Meinungen 

und Empfehlungen, die in diesem Arbeitspapier zum 

Ausdruck kommen, spiegeln sich 23 Rückläufe einer 

Partnerbefragung des EED aus Ländern Afrikas zur 

Eff ektivität der Hilfe wider. Die Auff assungen afrika-

nischer Vertreterinnen und Vertreter von zivilgesell-

schaft lichen Netzwerken aus Zimbabwe, Uganda und 

Kamerun kommen neben den eigenen entwicklungs-

politischen Erfahrungen des EED zum Ausdruck. 

Orientierungspunkte bilden ferner die Forderungen 

der International Steering Group (ISG), ein den Accra-

Prozess begleitendes unabhängiges globales Netzwerk 

der Zivilgesellschaft .

 Bei ihrem jüngsten gemeinsamen Kongress vom 

23.–25.5.2008 in Nairobi zur Frage der Wirksamkeit 

der Entwicklungszusammenarbeit stellten die katho-

lischen und protestantischen Kirchen Afrikas fest, 

dass sie je nach Land in Afrika zwischen 40 und 60% 

der Dienstleistungen der sozialen Entwicklung tragen 

(AACC2008). Sie leisten Kinder- und Jugendarbeit. Sie 

kümmern sich um die Schwächsten und Ausgegrenz-

ten in der Gesellschaft , sie organisieren ländliche Ge-

meinwesen, unterhalten Tausende von Grund- und 

Sekundarschulen, bieten berufl iche Bildung an, führen 

Basisgesundheitsprogramme durch und leisten mit ih-

ren Krankenhäusern zentrale Gesundheitsdienste für 

ganze Regionen. Ihre Erfahrungen verwerten sie nun 

zunehmend auch in Advocacy- und Dialoginitiativen 

mit Regierungen, bei der Begleitung von nationalen 

Armutsbekämpfungsstrategien, bei Ansätzen zur Um-

wandlung von Schulden in Mittel für Projektarbeit 

oder beim fachlichen Austausch mit Parlamentariern 

oder Experten in Ministerien. 

 Die Kirchen und kirchlichen Entwicklungsorgani-

sationen verstehen sich als wichtiger und eigenstän-

diger Teil der globalen Zivilgesellschaft . Die 17 evan-

gelischen Hilfswerke, die sich zu einem europäischen 

Netzwerk zusammengeschlossen haben (Association 

of World Council of Churches Related Development 

Agencies in Europe, APRODEV), stellen ihren Partnern 

in den Entwicklungsländern ca. 500 Mio. € jährlich 

zur Verfügung (einschließlich staatlicher Zuschüsse). 

Der Anteil zivilgesellschaft licher Organisationen ins-

gesamt an der öff entlichen Entwicklungshilfe ist 2007 

nach Angaben der OECD auf 14,7% angewachsen. 

 Die Konferenz von Accra ist von den Geberlän-

dern ursprünglich als eher technische Debatte über 

Planungs- und Beschaff ungsverfahren und Rechen-

schaft slegung in den Entwicklungsländern geplant 

worden. Außerdem wollten die Geber untereinander 

durch bessere Abstimmung und Selbstorganisation 

die hohen Transaktionskosten reduzieren, die einen 

hohen Anteil an der öff entlichen Entwicklungshilfe 

ausmachen. Dann aber wurde zunehmend deutlich, 

der Klimawandel, die Energie- und die Ernährungs-

krise und andere Th emen müssen in Accra auf den 

Verhandlungstisch. Die bisherige Architektur der 

Entwicklungszusammenarbeit wird zunehmend un-

übersichtlicher. Dazu tragen neue Geber und globale 

Fonds mit erheblicher Mittelausstattung bei, aber auch 

Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit in Län-

Der Wandel der Entwicklungszusammenarbeit
Vorwort 

1 http://www.oecd.org/dataoecd/11/41/34428351.pdf
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dern, die um die Wiedergewinnung ihrer Staatlichkeit 

ringen bzw. deren Verlust zu vermeiden versuchen. 

 Die Akteure der Zivilgesellschaft , die vom OECD- 

Entwicklungskomitee auf ihren Beitrag zur Verbes-

serung der Eff ektivität der Entwicklungszusammen-

arbeit befragt wurden, starteten in der Zwischenzeit 

einen eigen-gesteuerten Prozess zur Verbesserung ih-

rer Eff ektivität. Gleichzeitig stellen sie im Dialog mit 

dem Entwicklungskomitee der OECD die Entwick-

lungszusammenarbeit wieder in den nord/süd-politi-

schen Zusammenhang, in den sie gehört. Sie vertreten 

die Auff assung, dass Entwicklungszusammenarbeit 

nur eff ektiv sein kann, wenn sie hilft , die Menschen-

rechte zu verwirklichen, die Armut abzuschaff en, 

wenn sie soziale Ungleichheit reduziert insbesondere 

zwischen Frauen und Männern, wenn sie den Frieden 

stärkt und die Umwelt schützt.

 Die Pariser Erklärung und auch die als Ergänzung 

geplante und in Accra zu verabschiedende »Accra 

Agenda for Action« werden für die Akteure der Zivil-

gesellschaft , darunter auch die kirchlichen Entwick-

lungswerke und ihre kirchlichen Partner weltweit, 

Fragen off en lassen. Was sind akzeptable Kriterien zur 

Bemessung von Ownership? Was sind angemessene 

Aufl agen, die wirtschaft spolitische Konditionalitäten 

ausschließen? Entwicklungsländer wie Uganda wollen 

wissen: Welchen Beitrag leistet die Pariser Erklärung 

zur Erreichung der MDGs?

 Diese letzte Frage wird der Halbzeitgipfel der UN 

zu den Millenniums-Entwicklungszielen Ende Sep-

Vorwort

tember 2008 stellen. Die Konferenz von Accra wird 

darüber entscheiden, welche Relevanz der Pariser 

Erklärung künft ig beigemessen wird. Die Pariser Er-

klärung wird auch Gegenstand der Finance for Deve-

lopment-Nachfolgekonferenz in Doha im Dezember 

2008 sein. Diese Konferenz wird den Umstand deut-

licher zu Bewusstsein bringen, dass unter den ver-

schiedenen Finanzierungsquellen der Entwicklung 

die Bedeutung der Offi  cial Development Assistance 

abgenommen hat. Dagegen haben die Einnahmen 

der Entwicklungsländer durch Exporte, durch Steu-

ern- und Ressourcen zugenommen. Allerdings ist das 

damit in Verbindung stehende Wirtschaft swachstum 

gerade für die Armen in den Entwicklungsländern 

ohne funktionierende demokratische Regierungs-

führung und stabile Institutionen oft  keine Hilfe. Der 

überwiegende Teil des Wachstums fl ießt den ohnehin 

Wohlhabenden zu oder wird zu Fluchtkapital. In den 

kommenden Jahren wird die ODA jedoch dringend 

gebraucht, um ein armutsorientiertes Wachstum der 

Volkswirtschaft en und eine nachhaltige Umverteilung 

in den Entwicklungsländern politisch und institutio-

nell zu ermöglichen. Bis zur Konferenz in Peking 2011 

bleibt noch viel zu tun!

Wilfried Steen, EED Vorstand
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Die Pariser Erklärung sieht in der Vervollstän-

digung der nationalen Eigenständigkeit und 

Souveränität den Schlüssel zur höheren Wirk-

samkeit von staatlichen Entwicklungsmaßnahmen. 

Im Folgenden wird der englische Begriff  Ownership 

verwendet. Die Geber müssen die Regierungen der 

Entwicklungsländer in ihrer Führungsrolle wirklich 

respektieren. Die Akteure der Zivilgesellschaft  nuan-

cieren dieses Verständnis des Entwicklungskomitees 

der OECD in einem wichtigen Punkt: Der Schwer-

punkt aller Vereinbarungen zur Verbesserung der 

Wirksamkeit muss bei der Stärkung der demokrati-

schen Ownership liegen. Das bedeutet vor allem, die 

Entwicklungsländer dürfen nicht aus ihrer Verpfl ich-

tung entlassen werden, sich der Partizipation der Ak-

teure des demokratischen Staates, insbesondere auch 

des Parlaments und der Zivilgesellschaft , voll zu öff -

nen. Das gilt etwa für die Gestaltung und Formulie-

rung einer Wachstumsstrategie zugunsten der Armen, 

die Planung in den Entwicklungs- und Sozialsekto-

ren und für die Koordinierung der internationalen 

Kooperation. Strukturelle und wirtschaft spolitische 

Konditionalitäten, wie die aus der Zeit der Struku-

ranpassungsprogramme, müssen der Vergangenheit 

angehören. Sie untergraben die Ownership der Ent-

wicklungsländer. 

 Diese Ownership muss u.a. durch die Ausrichtung 

auf ihre existierenden Planungs- und Umsetzungs-

verfahren unterstützt werden. Alle Geber müssen ihre 

Hilfe an den Prioritäten der staatlichen Entwicklungs-

planung ausrichten – bestimmt die Pariser Erklärung. 

Das Problem beginnt aber schon bei der Bewertung 

der Qualität der nationalen Entwicklungsplanung. 

Dafür gibt es bisher keine zwischen Gebern und Ent-

wicklungsländern abgestimmten Kriterien. Die Akteu-

re der Zivilgesellschaft  drängen hier weltweit darauf, 

z.B. die Beschaff ungen baldmöglichst und vollständig 

auf die existierenden Verfahren in den Entwicklungs-

ländern umzustellen. Technische Zusammenarbeit ist 

nach dem Nachfrage-Prinzip zu leisten, auch die Lie-

ferbindung muss eingestellt werden. Das muss auch 

für die Süd/Süd-Zusammenarbeit von Schwellenlän-

dern wie Indien oder China gelten, glauben NRO, de-

nen die Nachhaltigkeit der Entwicklungsarbeit beson-

ders am Herzen liegt. Des weiteren: Die Gesamthilfe, 

die in den öff entlichen Sektor fl ießt, sollte zu 100% im 

Staatshaushalt der Partnerländer verbucht werden. 

Die Bemessung von Ownership durch länderbezoge-

ne Evaluierungen von Politik und Institutionen sollen 

unabhängig, transparent und mit einer starken Be-

teiligung der Zivilgesellschaft  durchgeführt werden. 

Die Ausrichtung an den Armutsbekämpfungs- und 

Wachstumsstrategien der Entwicklungsländer ernst 

zu nehmen bedeutet auch, dass Geber ihre Zusagen 

und Auszahlungen mittel- und langfristig einhalten 

und zu vereinbarten Zeitpunkten überweisen. 

 Die Harmonisierung und Koordination nehmen 

die Geber auf der Basis der Entwicklungsplanung des 

Landes vor. Nationale Regierungen und Geber stim-

men z.B. miteinander ab, welche Geber die Sektor-

planung der Regierung über den nationalen Haushalt 

insgesamt fi nanzieren, wo Sektor-weite Programme, 

Korbfi nanzierungen oder in traditioneller Weise bi-

laterale Projekte gefördert werden. Die Pariser Er-

klärung sieht vor, dass bis 2010 60% aller Entwick-

lungshilfemittel auf der Basis von Programmen in die 

nationalen Haushalte fl ießen sollen. Dieser Ansatz 

zur Harmonisierung und Koordination zwischen den 

Gebern leidet nach Ansicht des ugandischen NRO-

Netzwerks noch unter Misstrauen zwischen Geber- 

und Nehmerregierungen sowie unter institutionellem 

Kompetenzgerangel zwischen Finanz- und Sektormi-

nisterien und der lokalen Selbstverwaltung. Bei den 

Abstimmungssitzungen auf der Hauptstadtebene ist 

ferner eine asymetrische Kommunikation zwischen 

den Experten der Geber und den Mitarbeitenden der 

nationalen Regierung zu befürchten – im Zweifel liegt 

die Kompetenz, die Anzahl der Teilnehmenden und 

die Geldmacht bei den Gebern.

 Das panafrikanische NRO-Netzwerk für Entwick-

lung und Entschuldung (African Network for Debt 

and Development, AFRODAD) ist der Ansicht, die 

Die Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit
Zusammenfassung

Zusammenfassung
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Gestaltungsspielräume der NRO werden sich mit Zu-

nahme der Budget-Hilfe reduzieren. Auf der Basis der 

Ergebnisse von neun Länderstudien über die Frage 

der Wirksamkeit der Hilfe geht AFRODAD davon aus, 

dass bilaterale Geber ihre Direktfi nanzierungsmittel 

stärker in nationale Haushalte fl ießen lassen werden. 

 Bisher gibt es in nur wenigen Entwicklungslän-

dern Erfahrungen der fi nanziellen Zusammenarbeit 

zwischen Ministerien und angeschlossenen Behörden 

und den Akteuren der Zivilgesellschaft  – am wenigs-

ten wohl in Afrika. Das zeigt der Dialog des EED mit 

seinen Partnern immer wieder deutlich. Kirchen und 

kirchliche Einrichtungen kooperieren noch am häu-

fi gsten mit den Behörden z.B. im Gesundheits- und 

Bildungsbereich. Dabei machen sie je nach Regie-

rung und Land sehr unterschiedliche Erfahrungen. 

Die Kirchen sollten nun ihre hohe Glaubwürdigkeit 

in der Bevölkerung nutzen und eine Vorreiterrolle im 

Dialog mit der Regierung um die Bereitstellung von 

Haushaltsmitteln für zivilgesellschaft liche Aufgaben 

spielen. AFRODAD bereitet Vertreterinnen und Ver-

treter von zivilgesellschaft lichen Netzwerken darauf 

vor, künft ig den Dialog mit der eigenen Regierung 

über den Haushalt intensiver zu führen. Viele NRO 

halten das insgesamt für eine positive Entwicklung. 

Andere sehen die mögliche Unterfi nanzierung wich-

tiger Aufgaben mit Sorge, bzw. ihre stärkere Bindung 

an das politische Interesse der Regierungen. 

 Die International Steering Group (ISG), eine inter-

nationale NRO-Koordination für die Vorbereitung auf 

die Accra Konferenz fordert von den Geberregierun-

gen nicht mehr nach Lieblingen und Waisenkindern 

der Entwicklungszusammenarbeit zu unterscheiden. 

Bei der Auswahl der Länder sollen entwicklungspo-

litische und nicht außen- oder sicherheitspolitische 

Interessen im Vordergrund stehen. Künft ig sollte das 

bisherige »Management auf der Grundlage von Ergeb-

nissen« vom Wirkungsmaßstab der Reduzierung der 

Armut der Maßnahmen ersetzt werden. 

 Staatliche wie nicht-staatliche Akteure bringen die 

Verbesserung der Wirksamkeit der Entwicklungszu-

sammenarbeit stark mit besserer Regierungsführung 

und Zurückdrängung der Korruption in Verbindung. 

Die International Steering Group der NRO verlangt 

deshalb von der Konferenz von Accra, zur Verbes-

serung der gegenseitige Rechenschaft spfl icht ein 

unabhängiges Monitoring und Evaluierungssystem 

zu etablieren. Geber sollten höchste Standards von 

Transparenz und Informationsöff nung mit den Re-

gierungen der Entwicklungsländer vereinbaren und 

selbst praktizieren. Rechenschaft  muss hauptsächlich 

gegenüber dem Souverän, also den Bürgern sowohl 

des Entwicklungslandes als auch des Geberlandes ge-

leistet werden. Parlamente, Rechnungshöfe, die Medi-

en und die Akteure der Zivilgesellschaft  müssen die 

Möglichkeit haben zu bewerten, ob ein Haushalt die 

richtigen Impulse setzt und ob die aus dem Haushalt 

fi nanzierten Aktivitäten des vergangenen Jahres den 

Erwartungen gerecht wurden. 

 Beteiligung der Zivilgesellschaft : Die Konferenz 

in Accra wird von einer aus je 23 Industrie- und Ent-

wicklungsländern bestehenden Arbeitsgruppe der 

OECD vorbereitet. Dieser Working Party for Aid Eff ec-

tiveness genannte Ausschuss erkennt zivilgesellschaft -

liche Organisationen in ihrer Bedeutung und Vielfalt 

als eigenständige entwicklungspolitische Akteure mit 

eigenen Prioritäten an. Zehn Prozent der Teilneh-

menden an der offi  ziellen Konferenz werden aus zi-

vilgesellschaft lichen Organisationen kommen. Das 

bedeutet leider nicht, dass ihnen von Seiten der Regie-

rungen der Entwicklungsländer und von den Gebern 

der rechtliche und politische Raum zur Beteiligung 

am Dialog über alle Fragen der Wirksamkeit der Ent-

wicklungszusammenarbeit geschaff en bzw. garantiert 

wird. 

 Die Akteure der Zivilgesellschaft  fordern, dass die 

Anerkennung der Vielfalt der zivilgesellschaft li-

chen Organisationen, gerade auch der Kirchen, die 

Bereitschaft  von Seiten des Staates beinhalten muss, 

sie als politische Akteure zu akzeptieren, die sich für 

die Rechte der Armen, Frauen, indigenen Völker, 

benachteiligten Menschen etc. einsetzen, obwohl sie 

keine politischen Parteien sind. Viele NRO, auch die 

Geber unter ihnen, sind existentiell auf Mittelmobi-

lisierung und Förderung angewiesen. Oft  müssen sie 

staatliche Programme implementieren oder sich an 

Ausschreibungen beteiligen, um sich institutionell 

abzusichern. Sie können dann ihre Aufgaben umso 

weniger erfüllen, als Anwälte der Gesellschaft  die 

Anliegen marginalisierter Gruppen zu vertreten oder 

Th emen aufzugreifen, die lokal oder national die Ent-

wicklung blockieren. Regierungen oder Geber dürfen 

die Akteure der Zivilgesellschaft  nicht auf die Rolle 

von Implementierungsorganisationen reduzieren. 

EED und Südwind glauben, das Subsidiaritätsprin-

zip muss mehr zum Tragen kommen. Dabei werden 

vom Staat als wichtig erachtete Aufgaben von NRO 

auf der Basis ihrer eigenen Analyse und Perspektive 

durchgeführt, während der Staat sie dafür fördert. Be-

sonders bekannt ist dieses Model aus dem schulischen 

Bereich. 

 Nationale NRO-Netzwerke, wie z.B. in Uganda 

haben sich auf einen für alle Mitgliedsorganisationen 

obligaten Kodex für Mindeststandards der Rechen-

Zusammenfassung
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schaft slegung und institutionellen Verfahren geeinigt 

und bemühen sich, ihre personellen und organisatori-

schen Kapazitäten zu verbessern. 

 Die Pariser Erklärung hat der Eff ektivitätsreform 

der nicht-staatlichen Partner starke Impulse gege-

ben. Eine Verbesserung der NRO-Entwicklungszu-

sammenarbeit im Rahmen eines eigen-gestalteten 

Prozesses ohne Beteiligungszwang mit dem Ziel, ge-

meinsame Verfahren und Standards abzustimmen 

kann helfen, ihre Wirksamkeit zu erhöhen. Ein An-

fang dafür wurde mit einer internationalen Konferenz 

in Paris (30.5.2008) mit über 80 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmern bereits gemacht (weitere Informationen 

zu diesem separaten Th ema siehe www.betteraid.org).

 Staatliche Kooperationsmaßnahmen müssen ei-

nem in allen Bereichen konfl iktsensiblen Ansatz 

folgen (Do-No-Harm-Ansatz), dürfen nicht schlechte 

Regierungsführung konsolidieren und legitimieren, 

sondern müssen gezielt zur Verbesserung der Le-

bensverhältnisse armer und benachteiligter Bevöl-

kerungsgruppen sowie der Menschenrechtssituation 

beitragen. Illegale wirtschaft liche Aktivitäten wie die 

Abholzung von Edelhölzern durch Kriegsherrn im 

Sudan oder der Handel mit Konfl iktressourcen wie 

Coltan in Ost Kongo oder Diamanten in Sierra Leone 

müssen durch Transparenz und Sanktionen sehr viel 

stärker geahndet und bekämpft  werden. Nur so kann 

z.B. der Zustrom von Kleinwaff en unterbrochen wer-

den 

 Der auf der Pariser Erklärung gegründete Reform-

prozess der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit 

ist eine Initiative der OECD-Geberländer, der sich die 

Entwicklungsländer angeschlossen haben. Trotz aller 

Bemühungen um die Ownership der Entwicklungs-

länder verhandeln die Beteiligten im Referenzrahmen 

der OECD- Entwicklungshilfe nicht als gleichwertige 

Partner. Dieser Umstand sowie das Auft reten einer 

ganzen Reihe neuer Geber, die sich nicht dem OECD- 

Rahmen zurechnen lassen, macht einen neuen Refe-

renzrahen, eine neue internationale EZ-Architektur 

erforderlich. Diese sollte in den Rahmen des UN-

Systems verlagert werden. Die kirchlichen Akteure 

der Zivilgesellschaft  für die Entwicklung sehen keine 

Alternative zu einem auf Gerechtigkeit und Teilhaber-

schaft  basierenden Multilateralismus. Sie halten sich 

aber solange zurück für eine stärkere Rolle der Ver-

einten Nationen einzutreten, solange den Akteuren 

der Zivilgesellschaft  keine eigenen Vertretungs- und 

Sprecherrechte eingeräumt werden. Die UN müssen 

NRO-freundlicher werden.

Zusammenfassung
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I. Was ist die Pariser Erklärung

Von Rom über Paris nach Accra

Drei Jahre sind seit der Unterzeichnung der Pariser 

Erklärung vergangen. Neben den Beteiligten der bi-

lateralen Kooperation stellt daher auch die Zivilgesell-

schaft  zwei Grundsatzfragen: Ist mit der Unterzeich-

nung der Pariser Erklärung 2005 eine Wende in der 

internationalen Entwicklungspolitik eingetreten? Ist 

die Pariser Erklärung lediglich ein »technokratisches 

Instrument« für eine Verbesserung der Abwicklung 

oder ist sie gar ein neues politisches Paradigma der 

Entwicklungszusammenarbeit mit Ausstrahlung auf 

andere entwicklungspolitische Akteure?

 Die Bewertung der Pariser Erklärung über die 

Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit steht 

im Mittelpunkt der dritten Ministerkonferenz über 

die Wirksamkeit der Hilfe, die in Accra, Ghana vom 

2.–4.9.2008 stattfi nden wird2. Die Pariser Erklärung 

wurde Anfang März 2005 von rund 91 Regierungen 

und 26 multilateralen Organisationen unterzeichnet 

und ist das Ergebnis einer Debatte der bilateralen und 

multilateralen Zusammenarbeit über enttäuschende 

Ergebnisse der Entwicklungspolitik, insbesondere in 

den 90er Jahren3. Sie ist aber auch Teil eines bereits 

vorher begonnenen Abstimmungsprozesses, dessen 

Anfang Mitte der 90er Jahre liegt. Damals mussten die 

Geber erkennen, dass die internationale Zusammen-

arbeit nicht nur wenig Wirkung zeigte, sondern sogar 

erhebliche Kosten bei den Partnerländern verursach-

te.

 Aus zivilgesellschaft licher Sicht ist die Pariser Erklä-

rung ohne Zweifel ein starkes Signal der Industrielän-

der, ihre Anstrengungen für die Erreichung der Mil-

lennium Entwicklungsziele (Millennium Development 

Goals – MDG) wirksamer zu gestalten. Nicht mehr 

aber auch nicht weniger. Die im Dokument gestellten 

Anforderungen an externe und interne Partner der EZ 

sind ehrgeizig und verlangen von diesen – sollten sie 

ernst genommen werden – »politisches Umdenken« 

(Feidieker/Kadel, in VENRO, 2007). Aus diesem Grund 

wird sie von den meisten nichtstaatlichen Akteuren, 

die sich damit auseinandersetzen, insgesamt positiv 

aufgenommen und als ein Schritt in die richtige Rich-

tung begrüßt. Diese Haltung ergibt sich aus der Tat-

sache, dass die Schwerpunktsetzung »nationale Ow-

nership« und die Reduzierung der Transaktionskosten 

schon lange auf dem Forderungskatalog von Kirchen 

und zahlreichen nicht-staatlichen Organisationen in 

Entwicklungs- und Industrieländern standen. 

 Die Pariser Erklärung ist kein rein technokratisches 

Dokument. Vor dem Hintergrund ihrer Entstehung 

ist sie in erster Linie eine gemeinsame internationale 

Entschlossenheitserklärung zwischen Entwicklungs-

ländern und deren Gebern, »durch Monitoring über-

prüfb are Maßnahmen zu ergreifen, um die Modalitäten 

der EZ-Abwicklung und -Verwaltung zu reformieren« 

(OECD, 2005). Es handelt sich insbesondere im ersten 

Teil um ein politisches Dokument: Sowohl von natio-

nalen Regierungen in Entwicklungsländern als auch 

von deren Gebern wird ein politisches Umdenken mit 

weitgehenden Konsequenzen notwendig sein, sollten 

die eingegangenen Verpfl ichtungen von beiden Seiten 

ernst genommen werden. Aspekte, wie beispielsweise 

die Programmorientierung, Ownership der Partner-

länder, Budgethilfe, Aufh ebung der Zweckbindung, 

Berechenbarkeit der Zusagen und Auszahlungen, 

etc., machen dies deutlich. Sie beschreiben keine rein 

technischen Prozesse, sondern übergreifende As-

pekte der Entwicklungszusammenarbeit, die schon 

lange in der allgemeinen Debatte über Wirksamkeit 

stehen. Die Pariser Erklärung besitzt zudem einen 

Orientierungsrahmen: Die Reduzierung von Armut 

und Ungleichheit, die Erhöhung des Wachstums, den 

Kapazitätsaufb au und die Verwirklichung der MDG. 

In dieser Hinsicht verfolgt sie auch die Umgestaltung 

bestehender Instrumente. Sie behandelt also die tech-

nische Seite des Problems. Gleichzeitig ist die Pariser 

Erklärung eine Verpfl ichtungserklärung, durch die 

Partnerregierungen und Geber im Geist gegenseitiger 

Rechenschaft spfl icht fünf Grundprinzipien als Orien-

tierungsbasis ihrer Partnerschaft  übernehmen (sie-

I. Was ist die Pariser Erklärung?

2 High Level Forum on Aid Effectiveness III
3 Meilensteine dieses Abstimmungsprozesses waren die vom Development Assis-

tant Committee (DAC) formulierten Ziele für Geber (Shaping the 21st Century, 
1996), das von der Weltbank formulierte Comprehensive Development Frame-
work, das Hochrangige Forum über Harmonisierung in Rom (Februar 2003), die 
Round-Table-Gespräche über ergebnisorientiertes EZ-Management in Marrakesch 
(Februar 2004) und im weitesten Sinne auch die Monterrey Konferenz für Ent-
wicklungsfinanzierung im März 2002.
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I. Was ist die Pariser Erklärung

Prinzipien der Pariser Erklärung

1 Eigenverantwortung: Die Partnerländer übernehmen eine 

wirksame Führungsrolle bei ihren Entwicklungspolitiken und 

-strategien und koordinieren die entwicklungspolitischen 

Maßnahmen. 

2 Partnerausrichtung: Die Geber gründen ihre gesamte Unter-

stützung auf die nationalen Entwicklungsstrategien, -institu-

tionen und -verfahren der Partnerländer. 

3 Harmonisierung: Die Aktionen der Geber sind besser har-

monisiert und transparenter und führen zu einer kollektiv 

größeren Wirksamkeit. 

4 Ergebnisorientiertes Management: Ergebnisorientierung 

beim Ressourcenmanagement und entsprechende Verbesse-

rung der Entscheidungsprozesse.

5 Gegenseitige Rechenschaft spfl icht: Geber wie Partnerländer 

legen Rechenschaft  über die Entwicklungsergebnisse ab.

Quelle: OECD, 2005

4 Siehe hierzu: http://www.oecd.org/dataoecd/31/12/2755284.pdf, DAC Prin-
ciples for Effective Aid, 1992

5 Der »Economic and Social Council« (ECOSOC) ist eines der sechs Hauptorgane 
der Vereinten Nationen. Er ist gemäß der Satzung der Vereinten Nationen das 
zentrale Organ der Vereinten Nationen für wirtschaftliche, soziale und Entwick-
lungsfragen. Darüber hinaus »nimmt er alle Aufgaben wahr, für die er im Zusam-
menhang mit der Durchführung von Empfehlungen der Generalversammlung 
zuständig ist«.

he Kasten). Diese fünf Grundprinzipien, Ownership, 

Partnerausrichtung, Harmonisierung, ergebnisorien-

tiertes Management und gegenseitige Rechenschaft s-

pfl icht enthalten zwar eine Reihe von Vereinbarungen 

mit signifi kanten politischen Implikationen. Ihre Um-

setzung bietet im Kern aber Raum für Interpretation.

Eine »Geberinitiative«

Die von der Pariser Erklärung angestoßenen Impulse 

haben trotz aller positiven Aspekte ein grundsätzli-

ches Defi zit: Sie sind nicht in einen völkerrechtlichen 

Rahmen eingebettet, sondern als eine von der OECD/ 

Development Action Comittee (Entwicklungskomitee 

der OECD) angestoßene und dominierte Initiative zu 

sehen. Diese Tatsache hat allerdings Konsequenzen 

für die Fortsetzung des bereits begonnenen Dialogs:

  Erstens defi niert sich die OECD nach ihrem Statut 

lediglich als eine »Konferenz« mit Beratungs- bzw. 

Koordinierungsfunktionen. Damit hat sie keinerlei 

Sanktionsmöglichkeiten für die Umsetzung von 

wichtigen Politikreformen, wie beispielsweise der 

Druck auf eine stärkere Harmonisierung von EZ-

Instrumenten bei den eigenen Mitgliedern. Wich-

tige Beschlüsse sind Ergebnis einer langwierigen 

Kompromisssuche, bei der viel Substanz verloren 

geht. Dieser Mangel erklärt unter anderem die gro-

ße Kluft  zwischen den Richtlinien und Prinzipien, 

die vom OECD-Entwicklungsausschuss (DAC) zu 

den relevanten Th emen der Armutsbekämpfung 

formuliert wurden und der Heterogenität der Ent-

wicklungsansätze der Mitgliedsländer mit ihren 

unzureichenden Wirkungen. 

     Der Entwicklungsausschuss hat bereits ein weit-

reichendes Instrumentarium zur Bewertung der 

Wirksamkeit entwickelt, das auch auf übergeord-

nete Wirkungen von Maßnahmen der Armutsre-

duzierung abzielt. Es wird von den meisten Mit-

gliedern bereits erfolgreich angewandt4. Die Pariser 

Erklärung muss sich den berechtigten Vorwurf ge-

fallen lassen, dieses Instrument ignoriert zu haben. 

Die Skepsis nicht-staatlicher Akteure bezieht sich 

u.a. auf die in der Pariser Erklärung angewandte 

Defi nition von Wirksamkeit, die weit hinter den 

erwähnten Fortschritten des DAC zurückbleibt. 

Der konzeptionelle Ansatz der Armutsbekämp-

fung, wie er innerhalb des DAC verstanden wird, 

fi ndet allgemeine Anerkennung. 

  Zweitens, können viele Akteure und Instrumente 

der internationalen EZ-Architektur nicht in die 

OECD-Logik eingebunden werden. Es handelt sich 

hier nicht nur um wichtige Geber wie China und 

Brasilien, sondern auch und insbesondere um das 

ganze UN-Entwicklungssystem, das dieselben Pro-

bleme der Fragmentierung aufweist, wie die OECD 

Länder. Sollten die Bemühungen um eine Ver-

besserung der internationalen EZ-Architektur im 

Zusammenhang mit dem Development Cooperati-

on Forum der Vereinten Nationen weiter verfolgt 

werden, dann muss der Entwicklungsausschuss 

der OECD anschlussfähig bleiben. Die Vereinten 

Nationen scheinen bis auf weiteres aufgrund der 

eigenen Fragmentierung weit davon entfernt zu 

sein, die Rolle des »Architekten« übernehmen zu 

können. Vor diesem Hintergrund ist es als positiv 

zu bewerten, dass nun der Versuch unternommen 

wurde, unter Führung des ECOSOC5 ein Dialog-

forum einzurichten, in dem auch Zivilgesellschaft  

einen Platz fi ndet.

Die Relevanz der Pariser Erklärung
für die internationale EZ-Architektur

Insgesamt besitzt die Pariser Erklärung eine große 

Relevanz für die Beteiligten der staatlichen Entwick-
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lungszusammenarbeit Sie greift  zentrale Probleme 

der internationalen EZ-Architektur auf. Sie entwickelt 

konkrete Lösungsvorschläge, um »technische« und 

»politische« Probleme der Wirksamkeit zu lösen. Die 

Pariser Erklärung hat insbesondere für die »interne« 

Koordinierung der staatlichen Zusammenarbeit der 

OECD-Mitglieder eine hohe Relevanz und übt einen 

starken Druck auf Reforminitiativen in einzelnen Mit-

gliedsländern aus, wie beispielsweise auf die Transak-

tionskosten-intensive Struktur der Entwicklungszu-

sammenarbeit in Deutschland mit ihrer Gliederung 

in fi nanzielle und technische Kooperation. 

 Die Pariser Erklärung ist besonders für Regierun-

gen von Entwicklungsländern relevant, deren Haus-

halte und damit auch deren Innenpolitik noch sehr 

ODA-abhängig sind. In Ländern wie in Indien oder 

Brasilien, in denen externe Leistungen wie die ODA 

eine untergeordnete Rolle im Haushalt spielen, ist ihre 

Bedeutung demgegenüber viel geringer. Die Grenzen 

der Pariser Erklärung werden daher insbesondere 

auch bei Ländern wie China, Indien oder Brasilien 

deutlich, die ihre Unterschrift  mit dem Hinweis ver-

bunden haben, dass sie das Dokument als Empfänger 

von Hilfe unterzeichnen, sich aber als Geber, z.B. in 

ihrer Zusammenarbeit mit afrikanischen Ländern, 

keineswegs daran gebunden fühlen. 

Pariser Erklärung und Zivilgesellschaft

Die Pariser Erklärung spricht den NRO eine sehr be-

grenzte Rolle zu. NRO aus Afrika befürchten, dass bei 

einer konsequenten Umsetzung der Pariser Erklärung 

ihre Spielräume eingeschränkt werden könnten, weil 

der Nationalregierung zunehmend Mittel zufl ießen. 

Auf der Ebene der bilateralen Kooperation bleiben 

Fragen off en, um künft ig ein stärkeres Engagement 

nicht-staatlicher Akteure zu gewährleisten. Die Pari-

ser Erklärung – auch als Entschlossenheits- und Ver-

pfl ichtungserklärung – hat aus zivilgesellschaft licher 

Sicht zentrale Fragen der Wirksamkeit von Entwick-

lungspolitik, die für eine positive Veränderung der in-

ternationalen Entwicklungszusammenarbeit relevant 

sind, unbeantwortet gelassen (Advisory Group on Aid 

Eff ectiveness 2008b). 

 Dieses Defi zit wird zum Beispiel bei der Kohä-

renzfrage deutlich, also wenn die Europäische Union 

z.B. in Kamerun Kredite für die Gefl ügelproduktion 

zur Verfügung stellt, es den Kleinproduzenten aber 

gleichzeitig unmöglich macht, mit den hoch-subven-

tionierten Hühnerteilen aus der EU zu konkurrieren. 

Grundsätzlich stellt sich die Frage, inwieweit es mög-

lich ist, Harmonisierung von EZ-Instrumenten ohne 

Kohärenz von Politiken zu betreiben. Die OECD er-

kennt sowohl in ihrer Satzung als auch in den »Guide-

lines Poverty Reduction« die Notwendigkeit politischer 

Kohärenz (OECD, 2001) an und identifi ziert wichtige 

Dimensionen, die in Zusammenhang mit der politi-

schen Koordination, Konsistenz und Kohärenz ste-

hen. Kohärenz ist aber in die Pariser Erklärung weder 

als Prinzip noch in die Indikatoren eingegangen. 

 Nach Ansicht des »Verband(es) Entwicklungs-

politik deutscher Nichtregierungsorganisationen 

e.V. VENRO)« bleibt der Entwicklungsbegriff , der 

Was ist die OECD?

Die Organisation für wirtschaft liche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (OECD) wird auch als die Organisation der Industrie-

staaten bezeichnet. Gemäß ihrem am 14. Dezember 1960 in Paris 

unterzeichneten Übereinkommen fördert die OECD eine Politik, 

die in den Mitgliedstaaten eine optimale Wirtschaft sentwicklung 

und Beschäft igung sowie einen steigenden Lebensstandard för-

dert. Sie will dadurch eine gesunde Entwicklung der Weltwirt-

schaft  fördern und im Einklang mit internationalen Verpfl ich-

tungen auf multilateraler und nichtdiskriminierender Grundlage 

zur Ausweitung des Welthandels beitragen.

Der OECD-Entwicklungsausschuss (DAC)

Die OECD hat verschiedene Fachausschüsse gegründet, um ihre 

Ziele zu erreichen, darunter den Ausschuss für Entwicklung 

(Development Assistance Committee, DAC). Ziel des DAC ist 

es, die Qualität und Quantität der Entwicklungszusammenarbeit 

seiner Mitglieder zu verbessern.

 Der Ausschuss legt Qualitätsstandards für die Entwicklungs-

zusammenarbeit fest. Er erarbeitet Grundsätze und Leitlinien zu 

bedeutenden entwicklungspolitischen Th emen wie Armutsredu-

zierung, Sicherheit und Entwicklung, Kapazitätsaufb au und Er-

höhung der Wirksamkeit der Entwicklungsleistungen.

 Einen weiteren Arbeitsschwerpunkt des Ausschusses bilden 

die DAC-Länderprüfungen durch Experten (Peer Reviews): Die 

DAC-Mitglieder überprüfen dadurch nach einheitlichen Verfah-

ren und in regelmäßigen Abständen ihr entwicklungspolitisches 

Engagement. Auch die Umsetzung der DAC-Leitlinien ist Ge-

genstand der Überprüfungen.

 Der Ausschuss tagt etwa zwölf Mal pro Jahr und hat 23 Mit-

glieder: Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, 

Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Ja-

pan, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, 

Österreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, USA und die 

Kommission der Europäischen Union.

Quelle: http://www.bmz.de/de/wege/multilaterale_ez/akteure/

oecd/index.html

I. Was ist die Pariser Erklärung
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Pariser Erklärung unzureichend: »Aus NRO-Sicht 

kann dies nur die konsequente Ausrichtung auf Ar-

mutsbekämpfung und Demokratieförderung, auf Ge-

rechtigkeit sowohl zwischen Nord und Süd, als auch 

innerhalb der Länder, auf Menschenrechte sowie auf 

soziale, ökonomische und ökologische Nachhaltigkeit 

sein« (Bonhorst; in VENRO, 2007). Zwar wird diese 

Orientierung auch von der staatlichen Entwicklungs-

zusammenarbeit verfolgt, sie wird allerdings von 

der Realpolitik anderer Ressorts verdeckt: Protekti-

onismus und Agrarsubventionen, wirtschaft sliberale 

Konditionalität, geringe Beiträge für die Entwick-

lungszusammenarbeit, das Pochen auf handelsbezo-

gene Eigentumsrechte, Patentrechte und überteuer-

ter Technologietransfer, Biopiraterie, Liberalisierung 

von Investitionen sind hier zu nennen. Aus zivilge-

sellschaft licher und kirchlicher Sicht sind die Fragen 

der internationalen Gerechtigkeit vor allem einem 

ethisch-religiösen Prinzip geschuldet: Die Reichen 

sind verpfl ichtet, einen Beitrag für die Verbesserung 

der Lebensbedingungen der Armen zu leisten. Die-

ser Beitrag hat aber nur dann einen Sinn, wenn da-

durch sowohl interne als auch externe Strukturen der 

Ungleichheit abgebaut und nicht etwa konsolidiert 

werden, d.h. wenn an der Stelle von konventionellen 

Wachstumsstrategien armutsorientiertes Wachstum 

als ein Prozess gefördert wird, in dem die Armen ver-

hältnismäßig mehr davon profi tieren als die Reichen 

(BMZ, 2004), d.h. wenn es Umverteilung von oben 

nach unten und vom Norden in den Süden gibt. Fra-

gen der Armut-reduzierenden volkswirtschaft lichen 

Politik, der Handelsgerechtigkeit oder der Transpa-

renz und Rechenschaft slegung im internationalen 

Finanzsystem werden in Accra von zivilgesellschaft li-

cher Seite wohl angesprochen werden. Welchen Nie-

derschlag diese Kritik in den Formulierungen der ge-

planten »Accra Agenda for Action (s.u.)« fi nden wird, 

die verabschiedet werden soll, wird zu prüfen sein.

 Für viele zivilgesellschaft liche und kirchliche Ak-

teure bleibt die wirtschaft sliberale Orientierung bilate-

raler und multilateraler Entwicklungszusammenarbeit 

zu dominant. Aufgrund der weltweiten Polarisierung 

von Armut und Reichtum sehen Sie die Dringlichkeit 

zunehmen, ihre Ideen gegen die wirtschaft sliberale 

Logik durchzusetzen. Die Berücksichtigung alterna-

tiver Wege für den Schutz von landwirtschaft lichen 

Kleinproduzent/innen, interner Märkte und einhei-

mischer Manufakturindustrien sowie Umverteilungs-

maßnahmen, die nach der Vorstellung der Kirchen 

einen wichtigen Beitrag für eine eff ektive Armutsbe-

kämpfung leisten würden, werden bislang im Rahmen 

der zivilgesellschaft lichen Kooperation als Modelle 

realisiert oder als Gegendstand der Advocacy-Arbeit 

bei den Regierungen angemahnt. 

Die Accra Agenda for Action (AAA)

Vom 2.–4. September 2008 fi ndet die Dritte Minis-

terkonferenz über die Eff ektivität der Hilfe in Gha-

nas Hauptstadt Accra statt. Diese Konferenz soll eine 

Zwischenbilanz der bisherigen Umsetzung der Pariser 

Erklärung von 2005 vornehmen. Der 46 Industrie 

und Entwicklungsländer zählende OECD Ausschuss 

zur Vorbereitung der Konferenz kam überdies über-

ein, dass die Konferenz der Aktualität gerecht werden 

kann, wenn sie auch Orientierung zu Th emen bietet, 

die 2005 noch nicht auf der Tagesordnung standen: 

Ernährungskrise, Klimawandel, Zivilgesellschaft , Ar-

chitektur der Hilfe, fragile Staaten.

 Die dritte Ministerkonferenz über die Eff ektivität 

der Hilfe in Accra soll mit der Verabschiedung der 

»Accra Agenda for Action« (AAA) enden. Weil es sich 

um eine Zwischenbilanz handelt sind grundsätzliche 

Veränderungen der bisherigen OECD-dominierten 

EZ-Architektur von der Konferenz nicht zu erwarten 

aber schon untergründige. Z.B. soll sie die Grundlage 

dafür bieten, die in der Pariser Erklärung eingegan-

genen Geber-Verpfl ichtungen der OECD-Länder auf 

neue Geber in der sich wandelnden Architektur der 

Entwicklungszusammenarbeit zu übertragen. Die 

Evaluierungsberichte über die Veränderungen der 

Entwicklungszusammenarbeit seit der Unterzeich-

nung der Pariser Erklärung Anfang März 2005 zeigen 

in Bezug darauf, was in der Zwischenzeit bereits hätte 

erreicht werden sollen, kritische Punkte auf. (OECD 

2008). Vertreterinnen und Vertreter beider Seiten 

werden jedoch voraussichtlich den bislang eingeschla-

genen Kurs weiter bekräft igen wollen und nach einer 

Zwischenbilanz der Ziele von Rom (2003) und Paris 

(2005) Ergänzungen an der Pariser Erklärung vorneh-

men: »Wir können und müssen es besser machen« 

steht im Entwurf der AAA. 

Ziele der Ministerkonferenz in Accra

Ziel der Ministerkonferenz in Accra ist eine Bestands-

aufnahme und Bewertung der erzielten Fortschritte 

bei der Umsetzung der Pariser Erklärung. Darüber 

hinaus soll der Dialog über die Wirksamkeit der EZ 

ausgeweitet werden. Nicht nur Partnerregierungen 

sondern auch Vertreter und Vertreterinnen von zivil-

gesellschaft lichen Organisationen sollen eigene Vor-
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schläge einbringen können. Von neuen Gebern (z.B. 

China) werden ebenfalls Beiträge erwartet. Die Mi-

nisterkonferenz von Accra soll den Blick nach vorne 

richten, um Handlungsperspektiven und notwendige 

Aktivitäten für eine Steigerung der Wirksamkeit bis 

zur nächsten Ministerkonferenz 2011 zu entwickeln.

Die Relevanz für die Akteure
der Zivilgesellschaft

Inzwischen hat die AAA Forderungen der Zivilgesell-

schaft  in die neuen Formulierungen aufgenommen, 

Ownership als demokratische Ownership stärker zu 

verankern. Für zivilgesellschaft liche Organisationen 

eröff net die AAA auch insofern neue Perspektiven, als 

wenige, von staatlichen und nicht-staatlichen Netz-

werken ausgewählte Akteure der Zivilgesellschaft  sich 

als Sprecherinnen und Sprecher bei den insgesamt 

neun Dialogforen der Konferenz, genannt Roundta-

bles, beteiligen können. Der Roundtale 7, eines von 

insgesamt neun Diskussionsforen der Ministerkonfe-

renz, wird sich mit dem Th ema »zivilgesellschaft liche 

Beteiligung« befassen und soll die Rolle von zivilge-

sellschaft lichen Organisationen (Civil Society Organ-

sations, CSO) bei der Verbesserung der Wirksamkeit 

ausloten. Es ist eine gute Gelegenheit für zivilgesell-

schaft liche Organisationen, relevante Th emen zur 

Sprache zu bringen und zu versuchen, die bestehende 

Agenda zu erweitern. Allgemeine Ziele des Diskussi-

onsforums 7 sind:

  Einen Minimalkonsens über eine Defi nition der 

Rolle von zivilgesellschaft lichen Organisationen im 

Prozess nachhaltiger Entwicklung zu erzielen;

  Ein klares Bild darüber zu gewinnen, wie die Ak-

teure der Zivilgesellschaft  zu der Umsetzung der 

Pariser Erklärung beitragen können;

  Empfehlungen aus der Zivilgesellschaft  einzubrin-

gen.

 Anders als in Rom und Paris wurden zur Vorberei-

tung und Durchführung des internationalen Dialog-

prozesses und der Konferenz selbst diesesmal Vertre-

terinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft  zu einer 

Beratergruppe hinzugezogen, die den Namen Advisory 

Group on Civil Society and Aid Eff ectiveness (AG-CSO) 

trägt und von der kanadischen und schwedischen 

Regierung koordiniert wird. In dieser Gruppe sollen 

NRO sowohl als entwicklungspolitische Akteure als 

auch als kritische Begleiterinnen und Begleiter einer 

gegenseitigen Rechenschaft spfl icht zwischen Gebern 

und Entwicklungsländern mitarbeiten. Bis September 

2008 werden dann mindestens sechs regionale Kon-

ferenzen mit NRO aus Industrie- und Entwicklungs-

ländern stattgefunden haben (für Europa bereits im 

November 2007 in Brüssel). Sonderkonsultationen 

sollen für relevante Fragen organisiert werden, dazu 

gehören:

a) Öff entliches Finanzmanagement,

b) Beschaff ungssysteme,

c) Wirkungsorientiertes Management und

d) Monitoring der Pariser Erklärung.

 Zudem werden weitere Untergruppen aus Mit-

gliedsländern des OECD/DAC und Institutionen wie 

die Weltgesundheitsorganisation spezifi sche Meetings 

veranstalten. Von diesen Gruppen werden ebenfalls 

wichtige Inputs für die offi  ziellen Diskussionen erwar-

tet.

 Außerdem gibt es den von der staatlichen Seite 

völlig unabhängigen globalen Vorbereitungsprozess 

der Akteure der Zivilgesellschaft . Er nahm seinen 

Ausgangspunkt im Januar 2006, als sich am Rande 

des Weltsozialforums in Nairobi etwa 20 größere und 

kleinere, nationale und internationale NGOs aus Nord 

und Süd zur Vorbereitung und Begleitung des Accra 

Prozesses zusammengefunden haben. Über ihre Tref-

fen und Papiere gibt die Website www.betteraid.org 

Auskunft . Daraus ist die »International CSO Steering 

Group (ISG)« hervorgegangen, die sich in der Zwi-

schenzeit bereits drei Mal mit der Working Party on 

Aid Eff ectiveness, dem bereits erwähnten 46-Länder 

Ausschuss des OECD/DAC zusammengefunden hat. 

Diese Treff en haben bewirkt, dass wichtige zivilgesell-

schaft liche Positionen in den Entwurf der AAA aufge-

nommen wurden.6

 Der Refl exionsprozess über die Wirksamkeit der 

staatlichen EZ hat auch die kirchlichen Entwick-

lungsorganisationen erfasst. In Nairobi fand vom 

21.–22.5.2009 ein Treff en statt von 45 katholischen 

und evangelischen Kirchenführern aus ganz Afrika 

über die Eff ektivität der Hilfe zur Vorbereitung ihrer 

Positionen und zur Teilnahme an der Konferenz von 

Accra. Ihre wichtigsten Anliegen: Der Kontinent muss 

sich endlich von Unterdrückung und Bevormundung 

befreien. Dazu braucht die staatliche Zusammenar-

beit eine Exit Strategie. Nachhaltigkeit ist das wich-

tigste Entwicklungsziel der Kirchen. Die Regierungen 

afrikanischer Länder sollen sich mit den Kirchen ab-

stimmen, denn sie leisten etwa die Hälft e aller sozia-

len Entwicklungsarbeit in Afrika (AACC 2008, Lanzet 

2008). 

I. Was ist die Pariser Erklärung

6 http://betteraid.org/index.php?option=com_content&task=view&id=178&Ite
mid=1
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7  Die Reihenfolge der in diesem Kapitel aufgegriffenen Themen richtet sich nach 
der für die Konferenz in Accra vorgeschlagenen Folge von Diskussionsforen 
(Roundtables) und ihren Inhalten. 

Nationale Eigenständigkeit und Souveränität, in der 

Pariser Erklärung Ownership genannt, ist ihr Dreh- 

und Angelpunkt (Better Aid, 2008; AFRODAD, 2007). 

Geber sehen die Ownership der Länder als die wich-

tigste Voraussetzung für eine wirksame Nutzung von 

externen Ressourcen. Was genau unter Ownership zu 

verstehen ist, bleibt allerdings umstritten. Entwick-

lungspolitische Ownership ist, nach Auff assung der 

Pariser Erklärung, die Fähigkeit und das Recht der Re-

gierung eines Entwicklungslandes, die Kontrolle über 

die eigene langfristige nationale Entwicklungsstrategie 

auszuüben. Dabei wird der Regierung des Partnerlan-

des die zentrale Rolle zugesprochen. Die zivilgesell-

schaft lichen Akteure sind indessen der Ansicht, dass 

die Entwicklungsländer in erster Linie der eigenen Be-

völkerung rechenschaft spfl ichtig sind. Der Anspruch 

der Geber auf Rechenschaft  steht erst an zweiter Stelle. 

Die Ownership sollte ferner durch einen partizipatori-

schen Begleitungs- und Evaluierungsprozess im Land 

selbst gestärkt und legitimiert werden.

 Zwar wird Ownership als zentrales Element der 

Entwicklungspolitik von keinem der staatlichen Ak-

teure angezweifelt. In der Praxis allerdings existieren 

erhebliche Defi zite auf beiden Seiten: Geber koppeln 

ihre Unterstützung immer noch an strenge Aufl agen, 

die die Ownership untergraben (UNDP, 2005), sie se-

hen sich immer noch mit erheblichen institutionellen 

Schwächen auf Seiten der Entwicklungsländer kon-

frontiert. Ownership kann aber gerade nicht mit der 

Übernahme von politischen Zielsetzungen und Inst-

rumenten der Geberinstitutionen gleich gesetzt wer-

den. Die jüngste Geschichte der Entwicklungszusam-

menarbeit zeigt, dass eine starke Einschränkung der 

Ownership der Partnerregierungen sich negativ auf 

die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 

auswirkt, insbesondere dann, wenn der starke Einfl uss 

der Geberinstitutionen mit unpopulären Maßnahmen 

wie z.B. im Rahmen der Strukturanpassungsprogram-

me einhergeht. Wenn die Interessen und Vorstellun-

gen der Bürger/innen keinen Raum in den nationalen 

Strategien der Regierungen und deren Geber fi nden, 

kann ebenfalls nur begrenzt von Ownership gespro-

chen werden.

 Aus den Erfahrungen mit der Umsetzung von Ar-

mutsbekämpfungsstrategien (Poverty Reduction Strat-

gy Papers, PRSP) lassen sich mindestens vier Dimen-

sionen der Ownership erkennen: 

  Die politische Dimension: Die Identifi zierung der 

Armut als ein zentrales Problem menschlicher Ent-

wicklung stellt die Partnerregierungen vor die Her-

ausforderung, die Armen als handelnde Akteure in 

die nationalen Strategien einzubeziehen.

  Die technisch-institutionelle Dimension: Da es sich 

um einen komplexen Prozess auf nationaler, regio-

naler und lokaler Ebene handelt, setzt Ownership 

die Bereitschaft  der Regierenden voraus, instituti-

onelle Schwächen durch Capacity Development zu 

überwinden. 

  Die soziale Dimension: Die Armen und Margina-

lisierten, intermediäre Institutionen und weitere 

wichtige Akteure bilden unterschiedliche Interes-

senskonstellationen. Armutsbekämpfung als gesell-

schaft licher Konsens kann den Interessen interner 

und externer Akteure widersprechen.

  Die ökonomische Dimension: Eine dauerhaft e na-

tionale Strategie zur Armutsbekämpfung kann nur 

auf der Basis stabiler Wirtschaft sstrukturen und 

breitenwirksamen Wachstums umgesetzt werden.

 Aus den Erfahrungen im Rahmen des PRSP-Pro-

zesses lässt sich feststellen, dass nur mit einer Stärkung 

der Fähigkeiten der Armen als Zielgruppe in ökono-

mischer, sozialer und kultureller Hinsicht ein demo-

kratische Ownership möglich ist. Undemokratische 

politische Führung, schwache institutionelle Kapazi-

täten, geringe soziale Beteiligung und schwache Wirt-

schaft sstrukturen bzw. geringes Wirtschaft swachstum 

II. Was macht die Zusammenarbeit wirksamer?7

2.1. Ownership der Partnerländer
 statt Konditionalität
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sind ungünstige Voraussetzungen für Ownership. Sie 

treten in unterschiedlicher Ausprägung je nach Land 

auf und können nicht kurzfristig überwunden wer-

den.

 Zwischen Ownership und Konditionalität besteht 

ein deutlicher Widerspruch. Konditionalitäten bür-

den Anderen etwas auf, was sie freiwillig nicht tun 

würden. Beziehungen, die auf die Einhaltung solcher 

strikten Aufl agen basieren, widersprechen dem Kern 

von gleichberechtigter Partnerschaft . Konditionalität 

untergräbt also die Ownership. Das war der Fall bei 

den Aufl agen von Strukturanpassungsprogrammen. 

Hier wurde der Versuch unternommen Strukturrefor-

men durchzusetzen, die von Internationalen Finanz-

institutionen konzipiert wurden, ohne die nationalen 

Besonderheiten zu berücksichtigen. Anders stellt sich 

die Situation dar, wenn das Partnerland sich bestimm-

te Ziele als Teil einer eigenen nationalen Strategie vor-

genommen hat und Unterstützung der internationalen 

Kooperation für die Erreichung solcher Ziele sucht. 

 Aus Sicht von AFRODAD, dem afrikanischen 

Netzwerk für Entschuldung und Entwicklung, wird 

Owner ship von den Regierungen der Entwicklungslän-

der nicht als demokratische Ownership verstanden. 

Der Anspruch sich an der lokalen und nationalen Ent-

wicklungsplanung, Umsetzung und Ergebnisauswer-

tung zu beteiligen ist nicht zur Bevölkerung durchge-

drungen, nicht in die lokalen Selbstverwaltungen der 

Stadtviertel und noch weniger zu den Gemeinden auf 

dem Land. Die zentralistischen Strukturen gerade der 

afrikanischen Entwicklungsländer behindern die Ent-

wicklung einer stärker demokratischen Ownership:

  Die Dezentralisierungsversuche der letzten Jahre 

waren nicht sehr erfolgreich, die Regierungen ha-

ben die Dezentralisierung als politisches Projekt 

der Machtübertragung nicht wirklich mitgetragen.

  Sektorministerien sehen in der Dezentralisierung 

einen Machtverlust an Ressourcen und Dienstleis-

tungsaufgaben (AFRODAD, 2007, eigene Überset-

zung).» Die Sektorministerien versuchen in der Re-

gel, die lokale Selbstverwaltung bei ihren Projekten 

zu bevormunden.

 Geber sind dazu aufgerufen, die Fehler der Vergan-

genheit nicht zu wiederholen und die Entwicklungszu-

sammenarbeit auf einer partnerschaft lichen und nicht 

auf einer asymmetrischen Beziehung aufzubauen. An-

statt einen politischen Wandel mit Hilfe von Aufl agen 

erzwingen zu wollen, sollte die internationale Zusam-

menarbeit nationale Armutsbekämpfungsstrategien, 

die klare Ziele und Instrumente vorweisen, unterstüt-

zen. Die technische Zusammenarbeit der Geber (z.B. 

durch den Deutschen Entwicklungsdienst) kann einen 

wichtigen Beitrag leisten, Kapazitäten zu stärken und 

zu entwickeln, dort wo auf Wunsch der Partnerregie-

rung eine wirksame Rechenschaft sprüfung und ge-

setzgeberische Kontrolle über den Haushalt aufgebaut 

werden soll. 

 Die meisten Partnerregierungen in Niedrigeinkom-

mensländern können bislang nur sehr bedingt die Füh-

rungsrolle bei der Koordinierung der EZ-Leistungen 

und weiterer Entwicklungsressourcen übernehmen. 

Neben den bereits erwähnten institutionellen Schwä-

chen (z.B. beim Amt des nationalen Rechnungshofes) 

bleiben die mangelhaft e Koordination zwischen den 

Gebern und die damit verbundenen enormen Trans-

aktionskosten die Ursache für die mangelnde Owner-

ship in dieser Frage. Hier sind die Geber in der Pfl icht 

ihre Instrumente stärker zu straff en und bestehende 

Ressourcen zu bündeln, so dass für die Partnerregie-

rungen keine übermäßigen Transaktionskosten ent-

stehen. Eine stärkere Beteiligung der Zivilgesellschaft  

und der betroff enen Teile der Bevölkerung sollte ins-

besondere bei der Überwachung und Evaluierung rea-

lisierter Initiativen sichergestellt werden.

II. Was macht die Zusammenarbeit wirksamer?

2.2. Partnerausrichtung und
 nationale Entwicklungsstrategien
Partnerausrichtung bedeutet nach der Pariser Er-

klärung die Verpfl ichtung der Gebergemeinschaft , 

ihre Entwicklungszusammenarbeit auf den nationa-

len Entwicklungsstrategien, -institutionen und -pro-

zessen aufzubauen und somit einer politischen wie 

institutionellen Ownership der Empfängerregierung 

zu unterstellen (vgl. OECD, 2005). Mit Hilfe der Part-

nerausrichtung soll zwei Tendenzen fehlgeschlagener 

Entwicklungszusammenarbeit entgegen gewirkt wer-

den: Die Tendenz der Geber, den Entwicklungslän-
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dern ihre eigenen Strategien aufzuzwingen, und die 

verbreitete Praxis nationale Systeme zu ignorieren. 

Dabei umfasst die Partnerausrichtung sowohl politi-

sche Aspekte (Ausrichtung auf die Entwicklungsstra-

tegie der Partner) als auch administrative Aspekte 

(Nutzung des öff entlichen Finanzmanagements, der 

öff entlichen Beschaff ungssysteme etc.). Wenn Geber 

einem Entwicklungsland schwache Institutionen attes-

tieren, neigen sie dazu, eigene Umsetzungseinheiten 

einzurichten, die z.T. in Konkurrenz zu den nationa-

len Systemen stehen. Die technische Zusammenarbeit 

bleibt in vielen Fällen unkoordiniert und angebotsori-

entiert, d.h. sie gestaltet sich nach den Vorstellungen 

der Geber. Die Bereitschaft  mit nationalen Systemen 

zu arbeiten ist umso geringer, je schwächer die institu-

tionellen Strukturen sind. 

 Wenn z.B. Universitäten gebaut und eingerichtet, 

wenn Kraft werke erstellt und ausgestattet werden 

oder die Verwaltung erweitert wird müssen auf dem 

nationalen und internationalen Markt die notwen-

digen Maschinen, Instrumente, Fahrzeuge uvm. be-

schafft   werden. Dieser Bereich ist besonders anfällig 

für die Korruption. Die Pariser Erklärung widmet 

sich ganz besonders dem Beschaff ungswesen. Ein ei-

genes Kriteriensystem bewertet, bis zu welchem Grad 

die Entwicklungsländer »reif« sind, ihre Beschaff un-

gen eigenständig vorzunehmen. Die Stärkung der 

nationalen Beschaff ungssysteme des Partnerlandes 

erfordert Kapazitätsentwicklung. Gerade in diesem 

Bereich kann die technische Zusammenarbeit eine 

wichtige Rolle für den politischen Dialog zwischen 

Gebern und Entwicklungsländern spielen. Die Ak-

teure der Zivilgesellschaft  fordern daher stärker in die 

Kapazitätsbildung der Entwicklungsländer und ihre 

Verfahren und Systematiken zu investieren und diese 

sobald wie möglich auch im Beschaff ungsbereich zu 

akzeptieren. 

Partizipatives Monitoring
und Kapazitätsentwicklung

Für die Anpassung an die nationalen Strategien der 

Entwicklungsländer ist die Transparenz und Off en-

legung von Informationen über ihre Umsetzungsin-

strumente von zentraler Bedeutung. Partnerausrich-

tung kann und soll auf den unterschiedlichen Ebenen 

(national, regional und lokal) stattfi nden. Sie bleibt 

jedoch ein komplexer Prozess und bedarf deswegen 

eines gut funktionierenden Monitoring Systems. Da-

bei ist die aktive Nutzung der Potentiale nicht-staatli-

cher Organisationen je nach Kontext von besonderer 

Bedeutung. Dieser Bereich, der vor allem auch den 

Aufb au von Kapazitäten für verstärktes Monitoring 

und bessere Teilhabe am Politikdialog des nicht-staat-

lichen Sektors umfasst, ist auch nach Meinung vieler 

NRO in Afrika noch viel zu wenig in die Pariser Erklä-

rung einbezogen. Gerade hier sollten sich Geber und 

Partnerländer explizit dazu verpfl ichten, den Aufb au 

von Kapazitäten eng mit nicht-staatlichen Entwick-

lungsakteuren zu verbinden.

Budgethilfe und Zivilgesellschaft 

Bei der Nutzung und Realisierung der Budget-Hilfe 

durch Regierung und Verwaltung eines Staates er-

geben sich für die Institutionen der Zivilgesellschaft  

mindestens drei schwerwiegende Fragen: Wie können 

sie bei der Defi nition eines Referenzrahmens für die 

Programmierung der EZ einbezogen werden? Welche 

Rolle spielen sie bei der Bewirtschaft ung von Budget-

hilfe? Und schließlich: Kann die Anwendung der na-

tionalen Beschaff ungssysteme für die Abwicklung von 

Entwicklungszusammenarbeit gut funktionierende 

nicht-staatliche Aktivitäten konterkarieren? Bislang 

bleibt die Einbeziehung der Zivilgesellschaft  in der 

Pariser Erklärung bei diesen Fragen unklar, denn 

die Anpassung der bilateralen Hilfe ist auf die Regie-

rungen im Süden und nicht auf die NRO fokussiert. 

Im Sinne der Schaff ung von mehr Transparenz und 

Rechenschaft spfl icht sollte allerdings die Rolle der 

Zivilgesellschaft  und der Parlamente viel klarer und 

verbindlicher defi niert werden, ohne ihre Ownership 

in Frage zu stellen. Aus den Erfahrungen des PRSP-

Prozesses könnten hierzu Best Practice-Beispiele im 

Bereich Monitoring & Evaluation nutzbar gemacht 

werden. Für die inhaltliche Gestaltung der Entwick-

lungsstrategien ist eine stärkere Einbindung zivilge-

sellschaft licher Organisationen notwendig.

Berechenbarkeit der Zusammenarbeit 

Sowohl die Umsetzung nationaler Entwicklungsstra-

tegien als auch die institutionelle Stärkung bzw. Kapa-

zitätsentwicklung sind langfristige Prozesse, die eine 

Berechenbarkeit der Zusammenarbeit erfordern. Es 

gibt gute Beispiele für die wirksame Umsetzung von 

Entwicklungsstrategien auf der Basis einer berechen-

baren Zusammenarbeit: Mit Tansania, Mosambik und 

Rwanda werden langfristige Planungen verwirklicht. 

Leider hindert die Ungewissheit über Höhe, Auszah-

lungsmodalitäten, Verteilung und Bedingungen der 
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internationalen Zusammenarbeit die Regierungen 

der Entwicklungsländer daran, ihre Haushalte an eine 

mittel- und langfristige Entwicklungsstrategie anzu-

passen. Die Notwendigkeit die Entwicklungszusam-

menarbeit berechenbar zu gestalten bleibt deswegen 

aktuell. 

Gebundene Hilfe: eine schädliche Praxis

Ein weiteres Problem in Verbindung mit der not-

wendigen Partnerausrichtung ist die schädliche Pra-

xis zahlreicher Geber ihre Zusammenarbeit an den 

Einkauf von Waren und Dienstleistungen aus dem 

»Geberland« zu binden, auch Lieferbindungen oder 

gebundene Hilfe genannt. Trotz der Empfehlungen 

des DAC 2001 bleibt gebundene Hilfe an Länder mit 

niedrigem Einkommen eine weitverbreitete Praxis, 

die einer konsequenten Partnerausrichtung im 

Wege steht. Zwar stieg der nicht gebundene Anteil der 

Finanzhilfe von DAC-Mitgliedern im Zeitraum 2002–

2006 von 42,5% auf 53,0% (OECD, 2008). Das Bild ist 

jedoch verzerrt, da bei einem großen Teil der Finanz-

hilfe keine diesbezügliche Meldung erfolgt. Darüber 

hinaus fl ießt ein großer Teil der aus nicht gebundener 

Hilfe fi nanzierten Verträge weiterhin an Anbieter aus 

jeweils anderen Geberländern. Ohne Lieferbindun-

gen könnten Lieferungen nach Schätzung der Euro-

päischen Kommission um 15–30% kostengünstiger 

erbracht werden. Diese Mittel stünden dann den 

Entwicklungsmaßnahmen selbst zur Verfügung (EU, 

2007b).

 Damit erhöht gebundene Hilfe die Transaktions-

kosten und verringert die Eff ektivität insbesondere 

im Fall der technischen Zusammenarbeit. Nach Ein-

schätzungen des United Nations Development Pro-

gram (UNDP) belaufen sich die Gesamtverluste für 

Entwicklungsländer auf 5 bis 7 Milliarden US$ für 

das Jahr 2003 (UNDP, 2005). Zum Vergleich: Diese 

Summe würde ausreichen, um allen Kindern der Welt 

den Besuch der Grundschule zu fi nanzieren. Die Öf-

fentlichkeit in den Industrieländern sollte gebundene 

Hilfe als Verschwendung von Steuergeldern ablehnen. 

Die in diesem Bereich defi nierten Indikatoren der Pa-

riser Erklärung für die Evaluierung der Umsetzung 

beziehen sich jedoch sehr viel stärker auf die oben ge-

nannten administrativen Aspekte der Partnerausrich-

tung. In der AAA muss dieses Defi zit nun angegangen 

werden. Sie muss die Lieferbindung als ein Problem 

für die Nachhaltigkeit identifi zieren und als ineff ektiv 

ächten. Die Bindung der Entwicklungszusammenar-

beit an die Lieferung von Geräten oder Dienstleistun-

gen, auch im Rahmen der fi nanziellen Zusammenar-

beit muss vollständig eingestellt werden.

2.3. Harmonisierung und Koordination
 zwischen den Gebern
Harmonisierung ist in der Sprache der OECD defi -

niert als »die Verpfl ichtung der Geber, ihre vielfältigen 

und in vielen Fällen völlig unkoordinierten Aktivitä-

ten auf eine Weise zu rationalisieren und aufeinander 

abzustimmen, die im Rahmen der Ownership des 

Empfängerlandes ein Maximum an Wirksamkeit in 

Form von Armutsreduktion erlaubt.« (OECD, 2006). 

Dabei sollen Aktivitäten vermieden werden, die dem 

Aufb au nationaler Institutionen abträglich sind. 

Wichtige Folgen der Harmonisierungsagenda sind die 

programmbasierten Ansätze (Programm Based Ap-

proaches, PBA), die die Sektorweiten Ansätze (Sector 

Wide Approaches, SWA) und die Unterstützung nati-

onaler Strategien mit Hilfe von Budgethilfe (General 

Budget Support, GBS) mit einschließen. Dementspre-

chend sind die Geber aus unserer Sicht in mindestens 

vier Fragen herausgefordert, um eine bessere Abstim-

mung zu erreichen: 

 bei der Vereinfachung der Verfahren,

 bei einer eff ektiven Arbeitsteilung und Komple-

mentarität,

 bei der Stärkung der Wirksamkeit in fragilen Staa-

ten,

 bei der zivilgesellschaft lichen Partizipation in wich-

tigen Querschnittsthemen: Menschenrechte, Ge-

schlechtergerechtigkeit, nachhaltiger Ressourcen-

schutz, etc.

 Die Pariser Erklärung hat lediglich für die erste 

Frage insgesamt zwei Zielvorgaben und Indikatoren 

formuliert: Der Anteil der Programmhilfe an der 

II. Was macht die Zusammenarbeit wirksamer?
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Gesamthilfe soll erhöht werden. Feldmissionen z.B. 

für Länderanalysen, Machbarkeitsstudien oder Evalu-

ierungen sollen stärker gemeinsam durchgeführt wer-

den. Damit bleibt die Pariser Erklärung in der Frage 

der Harmonisierung eine Minimalagenda.

2.3.1. Vereinfachung von Verfahren:
 Bisherige Erfahrungen

Trotz der z.T. bemerkenswerten Fortschritte, bleiben 

die Bemühungen externer Partner bei der Harmoni-

sierung ihrer Verfahren hinter den eigenen Erwar-

tungen zurück. Nach einer Evaluierung der OECD 

sind die Fortschritte bei der Harmonisierung externer 

Partner nicht immer ermutigend: 42 Prozent der 2006 

gewährten Hilfe überwiesen Geber als direkte Budget-

hilfe (19 Prozent) oder in Form anderer übergreifen-

der Programme (23 Prozent). Bis 2010 soll die Pro-

grammhilfe auf 60% erhöht werden. Obwohl es einen 

Trend hin zu gemeinsam verfassten Länderanalysen 

gibt, bleibt dieser nur auf wenige Länder beschränkt. 

Bei der Durchführung gemeinsamer Feldmissionen 

besteht immer noch ein erheblicher Nachholbedarf: 

Insgesamt 10.831 Gebermissionen mussten die 31 

Länder erdulden, die 2007 untersucht wurden; nicht 

einmal ein Drittel davon führten zwei oder mehr 

Geber gemeinsam durch (OECD, 2008). Die Pariser 

Erklärung bleibt in diesem Punkt hinter den eigenen 

Ansprüchen zurück. Immer noch bestehen zu viele 

parallel arbeitende Projekteinheiten und Strukturen. 

In Äthiopien hat die OECD Evaluierung für 2005 bei-

spielsweise insgesamt 103 parallel arbeitende Projekt-

einheiten identifi ziert. 

 Hinter den eigenen Ansprüchen der Geber zurück 

bleibt auch der Anteil der Hilfe, die über die nationa-

len Systeme z.B. im Beschaff ungswesen abgewickelt 

werden soll. Hierbei orientieren sich die Geber noch 

immer zu stark an den von der Weltbank entwickelten 

Indikatoren für Regierungsführung: Im Rahmen des 

Country Policy and Institutional Assessment (CPIA) 

bewertet die Weltbank Länder anhand von 16 Kriteri-

en zu makroökonomischer Stabilität, Strukturpolitik, 

Sozialpolitik, öff entlicher Sektor und Institutionen. 

Die Anwendung der CPIA-Kriterien für die Bewer-

tung der Regierungsführung bleibt allerdings auch 

bei staatlichen Akteuren der EZ umstritten. Aus zi-

vilgesellschaft licher Perspektive wird dieser Indikator 

sehr stark kritisiert, aufgrund der fehlenden Trans-

parenz über die Bewertung einzelner Länder und 

der einseitigen orthodoxen Defi nition von makro-

ökonomischer Stabilität. Insbesondere die USA und 

die Weltbank sehen die Ziele der Pariser Erklärung 

bereits weitgehend erfüllt, wenn die Entwicklungs-

länder zunehmend bessere Bewertungen nach den 

CPIA und dem Performance Based Allocation-Kri-

terien erhalten, einem auf Einhaltung von Kriterien 

der Rechenschaft slegung, Regierungsführungs- und 

Leistung der Institutionen ausgelegten Kriteriensys-

tem der Weltbank. Es führt dazu, dass z.B. Tansania 

vergleichsweise viele und die Zentralafrikanische 

Republik vergleichsweise wenig Mittel erhält, also zu 

Lieblingen und Waisenkindern der Entwicklungszu-

sammenarbeit (s.u). 

Lieblingsländer der Entwicklungshilfe der OECD-Geber

(Quelle: OECD, 2008, S. 19)
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2.3.2. Bessere Arbeitsteilung: Mögliche Wege

Ein wichtiger Schritt hin zu einer besseren Geberko-

ordination wurde unter der deutschen EU-Ratspräsi-

dentschaft  im Mai 2007 mit der Verabschiedung des 

freiwilligen »Verhaltenskodex für Komplementarität 

und Arbeitsteilung in der Entwicklungspolitik« un-

ternommen (siehe EU 2007a). Die Europäische Kom-

mission und EU-Mitglieder sollen künft ig unter an-

derem abstimmen, in welchen Ländern sie aktiv sind 

bzw. werden. Diese Selbstverpfl ichtung ist sinnvoll, 

denn neben den traditionellen bilateralen Gebern, die 

Mitglieder der Union sind, tritt die Europäische Kom-

mission selbst als einer der größten multilateralen Ge-

ber auf. Bei der Einhaltung des Verhaltenkodex gibt es 

allerdings noch viel Nachholbedarf, denn dann müss-

te u.a. die Zahl der Geber aus der EU in Ländern wie 

Ghana, Sambia oder Mozambique zu Gunsten anderer 

Entwicklungsländer zurückgehen. Eine ausgewogene 

Verteilung zwischen Lieblingen und Waisenkindern 

der EZ bleibt weiterhin auf der Tagesordnung.

 Kohärenz: Bei vielen Gebern ist auch die fehlende 

Kohärenz der Entwicklungszusammenarbeit mit an-

deren Politikbereichen, die deutliche Auswirkungen 

auf die Entwicklungsländer haben, ein zentrales Pro-

blem: Während sie in den Entwicklungsländern Pro-

gramme für die Förderung der landwirtschaft lichen 

Exportproduktion unterstützen, bauen sie z.B. in den 

eigenen Ländern die Importbarrieren für wichtige Ag-

rarprodukte nicht ab. Genauso widersprüchlich kann 

die Haltung eines Finanzminister sein, der unnachgie-

big Schuldenrückzahlungen von einem Land fordert, 

das von den eigenen Kollegen im Entwicklungsminis-

terium mit staatlicher Entwicklungszusammenarbeit 

unterstützt wird. Inkongruente Ressortpolitiken zei-

gen, dass Harmonisierung in engem Zusammenhang 

mit Fragen der Kohärenz steht.

 Budgethilfe: Die gemeinsame Budgethilfe hat sich 

in einigen Fällen als sinnvoll erwiesen. Dort wo Indus-

trie- und Partnerländer koordiniert agieren können, 

reduziert das Instrument für die Behörden der Part-

nerregierungen den Abstimmungs- und Verwaltungs-

aufwand, bietet aber zugleich den Gebern Raum für 

einen umfassenden politischen Dialog. In Ghana fan-

den beispielsweise früher jährliche Treff en der »Con-

sultative Group« unter Leitung der Weltbank statt, bei 

dem Geber neue Zusagen machten. Seit 2005 gibt es 

stattdessen »Annual Partnership Meetings«, bei de-

nen gemeinsam Bilanz gezogen wird. Mit dabei sind 

Ghanas Kabinett und der Präsident selbst (Schmitt, J., 

2008). In anderen Fällen, (z.B. Nicaragua, Kenia, etc.) 

besteht allerdings die Gefahr, dass durch eine starke 

Fokussierung auf die Budgethilfe die Armen viel an-

fälliger für politische Veränderungen in der Politik 

von Gebern und Partnerregierungen werden. Nica-

ragua erhielt beispielsweise seit 2003 zehn Millionen 

Euro Budgethilfe. Seit dem Wahlsieg der Sandinisten 

unter Daniel Ortega 2006 wird dort jedoch nach Ein-

druck vieler Beobachter die Justiz massiv gegängelt. 

Auch die Korruption habe zugenommen. Außerdem 

erhält das Land jetzt massive Finanzhilfen aus Ve-

nezuela, über deren Verwendung es keine Klarheit 

gibt. Deshalb wurde die deutsche Budgethilfe wieder 

gestrichen. Durch einen Rückzug der Entwicklungs-

zusammenarbeit auf Grund von Defi ziten in der Re-

gierungsführung können also möglicherweise die Ar-

men für die Fehler der eigenen Regierung zusätzlich 

bestraft  werden. 

 Budgethilfe und nationale Parlamente: Die Ent-

wicklungszusammenarbeit der bi- und multilateralen 

Geber und hier vor allem die der Weltbank und des 

Internationalen Währungsfonds, hat bisher eher zu 

einer Marginalisierung von Parlamenten beigetragen, 

denn sie verhandeln mit der Exekutive. In Uganda 

haben die Geber in den letzten Jahren ihre Strategien 

verstärkt harmonisiert und mit der Regierung abge-

stimmt – meist in Form von Budgethilfe. Dabei konn-

te das Parlament seine Kontrollfunktion nicht erfül-

len. Auf diese Weise bestimmten die Geber sehr viel 

stärker die Politik des Landes als das Parlament. Das 

wurde umso deutlicher als internationale Bedenken 

über die politische Entwicklung in Uganda zu einer 

Reduktion der Budgethilfe führten. Internationaler 

Druck bewirkte u.a. auch die Durchführung eines 

Referendums über die Wiedereinführung eines Mehr-

parteiensystems. 

2.3.3. Zivilgesellschaft und Harmonisierung

Zivilgesellschaft liche Organisationen in Nord und Süd 

sehen sich durch den Trend zu mehr Budgethilfe vor 

bedeutende Herausforderungen gestellt. Neue Aufga-

benfelder und Formen der Zusammenarbeit entste-

hen, die eine aktive Beteiligung der Bürgerinnen und 

Bürger und ihrer Interessenvertretungen erfordern. 

Durch die Budgethilfe wächst die Verantwortung der 

Zivilgesellschaft  für die Überwachung öff entlicher 

Haushaltspolitik in den Entwicklungsländern ebenso 

wie die Verantwortung der gewählten Vertreter und 

Vertreterinnen in den Parlamenten. Geber setzen die 

Einbeziehung der Zivilgesellschaft  oft  als Vorausset-

zung für erfolgreiche Budgethilfe voraus. Es geht je-

doch darum, alle relevanten Akteure in den Gesamt-
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prozess einzubeziehen und nicht einige wenige NRO. 

Zudem braucht es für ein Verfolgen und Mitgestalten 

der Prozesse auch neue Fähigkeiten auf Seiten der Zi-

vilgesellschaft , wie z.B. Kenntnisse über die Budgetge-

staltung oder makroökonomische Zusammenhänge. 

Eine wichtige Rolle der Zivilgesellschaft , wie sie vor 

allem von Geberseite gewünscht wird, liegt bei der 

Einforderung von mehr Transparenz bei der Budge-

terstellung und bei der begleitenden Kontrolle der 

staatlichen Aktivitäten. Die Einbeziehung der Zivilge-

sellschaft  kann und soll aber über die Ausübung von 

Kontrollfunktionen hinausgehen, denn Budgethilfe ist 

mehr als ein technisches Instrument, und muss in den 

nationalen und internationalen politischen Dialog 

eingebettet sein (Küblböck, et al., 2006). 

 Dabei geht es um essentielle Fragen der mensch-

lichen Entwicklung, die je nach Land und nationaler 

Situation von allen Gebern in enger Absprache mit 

der Zivilgesellschaft  und der eigenen Verfassung der 

Partnerländer eingehalten werden sollen. Harmoni-

sierung sollte Geschlechtergerechtigkeit, wirtschaft li-

che, soziale und kulturelle Menschenrechte sowie die 

nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen ins Zen-

trum der entwicklungspolitischen Bemühungen stel-

len. In diesem Zusammenhang ist aus unserer Sicht 

zu begrüßen, dass im Prozess der AAA diese Quer-

schnitthemen in die Diskussion über Harmonisierung 

aufgenommen wurden. Angesichts der enormen Fülle 

von Herausforderungen, die in Zusammenhang mit 

der Harmonisierung stehen, sollten im Rahmen der 

AAA ehrgeizigere Ziele, als die der Pariser Erklärung 

defi niert und entsprechende Indikatoren vereinbart 

werden, damit die Harmonisierung tatsächlich zu ei-

ner Stärkung der entwicklungspolitischen Wirksam-

keit beiträgt.

 Zivilgesellschaft liche Organisationen können eine 

wichtige Rolle sowohl bei der Planung, Verwendung, 

der Bewertung und beim Monitoring von General 

Budget Support und von Sector Wide Approaches spie-

len. Die Erfahrung aus den drei regionalen Konsulta-

tionen zur Formulierung der AAA zeigt, dass es aus-

reichende Beispiele von Good Practices insbesondere 

im Bereich Menschenrechte und Geschlechtergerech-

tigkeit in den Sector Wide Approaches gibt (siehe Ad-

visory Group, 2008a). Zahlreiche nichtstaatliche Orga-

nisationen haben Erfolge als Dienstleistungsträger in 

vielen sozialen Bereichen (Gesundheit, Bildung, usw.) 

vorzuweisen. Bei einer stärkeren Ausrichtung der EZ 

auf nationale Programme besteht z.B. nach Ansicht 

des »Presbyterian World Service and Development« 

die Gefahr, dass christliche, muslimische oder säku-

lare Initiativen zu sehr marginalisiert werden, falls de-

ren Arbeit zwar von den Zielgruppen, nicht aber von 

der Regierung als relevant angesehen wird (Advisory 

Group, 2008a). 

 Geber zeigen zunehmendes Interesse, die Unter-

stützung von zivilgesellschaft lichen Organisationen 

stärker zu harmonisieren, so z.B. bei der Schaff ung 

von gemeinsamen Finanzierungsmechanismen. Sol-

che Instrumente können zwar die Ownership der 

NRO in den Partnerländern stärken und dazu beitra-

gen ihre Fragmentierung zu überwinden. Es besteht 

jedoch die Gefahr der Vereinnahmung und der Spal-

tung, insbesondere wenn die Geber bevorzugte NRO 

aus Nord und Süd in ihre Harmonisierungsagenda 

aufnehmen und andere, weniger bequeme NRO au-

ßen vor lassen. Die regionalen Konsultationen haben 

die Notwendigkeit bekräft igt, die Vielfalt und Owner-

ship der NRO als eine wichtige Voraussetzung für eine 

demokratische Kultur in der Harmonisierungsagenda 

zu respektieren (AG, 2008a).

 Das bedeutet nicht, dass NRO ihre Verantwortung 

in der AAA verkennen. Sie erkennen die Bedeutung 

der Arbeit in Netzwerken sowohl bei einem politi-

schen Dialog als auch hinsichtlich der oben erwähn-

ten nationalen und sektoralen Programme. Positive 

Erfahrungen aus Westafrika wurden in den regiona-

len Workshops insbesondere in der Zusammenarbeit 

zwischen Nord und Süd NRO zum Th ema Geschlech-

tergerechtigkeit hervorgehoben. Auf dem Workshop 

zum Th ema Capacity Development in Bonn Mitte 

Mai 2008 wurden ebenfalls die enormen Potentiale 

hervorgehoben, die durch die Harmonisierung einer 

Capacity Development Agenda durch zivilgesellschaft -

liches Engagement mobilisiert werden können. Chan-

cen und Grenzen neuer Förderinstrumente durch Ge-

ber sollen ausgewogen und von Fall zu Fall bewertet 

werden und an deren Beitrag zur menschlichen Ent-

wicklung und Armutsbekämpfung gemessen werden. 

Die Erfahrungen aus den regionalen Vorbereitungs-

Workshops für die Konferenz in Accra im September 

d.J. zeigen eines ganz deutlich: Wichtig für die Ver-

besserung der entwicklungspolitischen Wirksamkeit 

durch Harmonisierung und Kohärenz ist, den Raum 

für eine umfassende Beteiligung zivilgesellschaft licher 

Akteure als eigenständige Partner bei nationalen und 

sektoralen Programmen zu schaff en.
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Ergebnisorientiertes Management bedeutet in dem 

Duktus der Pariser Erklärung, »die EZ- Leistungen 

in einer Weise zu verwalten und einzusetzen, bei 

der die Realisierung der angestrebten Ergebnisse die 

Richtschnur bildet und vorhandene Informationen 

zur Verbesserung der Entscheidungsprozesse genutzt 

werden« (siehe OECD, 2005). Die Überprüfung des 

ergebnisorientierten Managements wird in der Lo-

gik der Pariser Erklärung in der Verantwortung der 

Partnerregierungen liegen. Sie verpfl ichten sich dazu 

für Transparenz zu sorgen. Die Zielvorgaben der Pari-

ser Erklärung beziehen sich dementsprechend ledig-

lich auf das Bestehen eines Monitoring Systems für 

die Leistungsbewertung und nicht auf Indikatoren 

für die Erreichung von übergeordneten Wirkungen 

wie MDG. Diese Zielsetzung ist zwar auf der Input-

Output-Ebene notwendig, bleibt aber leider hinter 

den bisherigen Erkenntnissen internationaler und 

deutscher Zusammenarbeit zurück (vgl. BMZ, 2005, 

Neubert, 2004).

 Anders als eine wirkungsorientierte Armutsbe-

kämpfungsstrategie konzentriert sich die Ergebnisori-

entierung auf die Frage, ob bestimmte Leistungen laut 

Plan erbracht, bzw. von Zielgruppen oder Intermedi-

ären genutzt wurden. Die Ergebnisorientierung will 

wissen, ob Schulen und Krankenhäuser rechtzeitig 

gebaut wurden oder ob Personal ausgebildet wurde. 

Es handelt sich also nicht um die übergeordnete Wirk-

samkeit der Zusammenarbeit, sondern um einfache 

Eff ektivität, um mit der Sprache des DAC zu unter-

scheiden. Dieser Ansatz kann den Herausforderungen 

von Programmorientierung, MDG-Erreichung und 

PRSP, die alle die Makroebene in den Vordergrund 

stellen, nicht gerecht werden. Eine wirkungsorien-

tierte Entwicklungsstrategie verlangt vielmehr die 

Bewertung und die Analyse von Stakeholdern, d.h. 

von handelnden Akteuren sowie von Transmissions-

kanälen auf allen Ebenen. Es geht um die Dimensi-

onen menschlicher Entwicklung. Über den Bau von 

Schulen hinaus ist es wichtig, dass Kinder am Unter-

richt teilnehmen, dass sie gut ernährt sind, und dass 

mit zunehmendem Bildungsgrad auch Freiheit, Em-

powerment, Gerechtigkeit und Wohlstand nachhaltig 

erreicht werden. D.h. neben den quantitativ überprüf-

baren Zielen sollte eine qualitative Bewertung für die 

Messung der Fortschritte sowohl auf der nationalen 

als auch auf der sektoralen, regionalen und lokalen 

Ebene stattfi nden. Ergebnisorientiertes Management 

hat nur Sinn, wenn es im Rahmen einer allgemeinen 

Armutswirkungsanalyse auf der Impact-Ebene gestellt 

wird. Das Wirkungs-Monitoring wiederum sollte be-

reits von der Planung bis zur Umsetzung partizipativ 

gestaltet werden. Akteure oder Zielgruppen können 

Wirkungen am besten an Ort und Stelle beurteilen 

und nur sie sind in der Lage, Wirkungen mit hoher 

Authentizität zu beschreiben (Neubert, 2004).

2.4. Ergebnisorientiertes Management

Trotz beachtlicher Veränderungen und Anpassungen 

durch die internationale Entwicklungszusammenarbeit 

bleibt die Rechenschaft spfl icht eine Einbahnstraße von 

Entwicklungsländern hin zu den Gebern. Diese haben 

inzwischen ein komplexes Netz an Rechenschaft sver-

pfl ichtungen für Partnerregierungen entwickelt, die an 

den nationalen Institutionen und der Zivilgesellschaft  

vorbei gehen. Insbesondere die Bürgerinnen und Bür-

ger in den Partnerländern werden über wichtige Ent-

wicklungsprogramme und Vorhaben unzureichend 

informiert. Strukturanpassungsprogramme mit z.T. 

erheblichen Auswirkungen auf die Lebensbedingun-

gen vieler Menschen, wie sie von den Internationalen 

Finanzinstitutionen eingefordert wurden, sind ein Bei-

2.5. Gegenseitige Rechenschaftspfl icht
spiel dafür, wie wenig die Geber selbst in der Vergan-

genheit Rechenschaft  über ihr Handeln abgelegt haben, 

insbesondere mit Blick auf die Zivilgesellschaft . 

 Rechenschaft spfl icht darf keine Einbahnstraße wer-

den. Für eine höhere Wirksamkeit der EZ ist Rechen-

schaft spfl icht unabdingbar. Sie kann aber nicht auf 

die »Geber – Nehmer« Systematik reduziert werden. 

Rechenschaft spfl icht ist ein wichtiger Bestandteil de-

mokratischer Entwicklung und hat nur Sinn, wenn sie 

als gesellschaft licher Prozess die Bürger als Adressaten 

in den Mittelpunkt stellt. Sowohl die Geberregierun-

gen als auch die Regierungen in den Partnerländern 

sind den Bürgern in ihren jeweiligen Ländern rechen-

schaft spfl ichtig.
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  Manche Regierungsinstanzen sehen die Legitimi-

tät der NRO als Entwicklungspartner mit großer 

Skepsis;

  Auf lokaler und sektoraler Ebene sehen sie in ihnen 

eine unerwünschte Konkurrenz

  Es gibt nur eine geringe Bereitschaft  von Gebern, 

die institutionelle Schwäche von NRO durch capa-

city development zu unterstützen;

  NRO haben die Befürchtung, dass Geber jede Un-

sicherheit nutzen, um die Hilfsleistungen zu unter-

brechen.

 Entwicklungspolitisch agierende nichtstaatliche 

Akteure spielen unterschiedliche Rollen und erfüllen 

unterschiedliche Aufgaben je nach Mandat: sie enga-

gieren sich im Gesundheits-, Bildungs-, Umweltbe-

reich, als eigenständige Institutionen zur Förderung 

von Menschenrechten und Stärkung der Armen, als 

Frauenorganisationen, als Hilfswerke, sie leisten Fi-

nanztransferns und handeln als Intermediäre zwi-

schen Interessengruppen, sie sind Interessenvertreter 

der Armen und Marginalisierten, etc. In vielen Do-

kumenten wird allerdings die Vielschichtigkeit nicht-

staatlicher Akteure vernachlässigt. Dem Privatsektor 

kommt auch eine zentrale Rolle im Entwicklungspro-

zess zu. Dennoch ist dessen Handeln ökonomischer 

Natur, Unternehmen defi nieren sich durch Profi t und 

Rentabilität, während sich NRO durch soziales Enga-

gement, Gemeinnützigkeit und Basisnähe auszeich-

nen. 

 Eine Auseinandersetzung mit der entwicklungspo-

litischen Wirksamkeit der öff entlichen Entwicklungs-

zusammenarbeit ist wegen dieser Vernachlässigung 

für die Nichtregierungsorganisationen in den Ländern 

des Südens und ihren Partnerorganisationen in den 

reichen Ländern unverzichtbar. Die getroff enen Ver-

einbarungen von Rom und Paris und ihre Umsetzung 

in den letzten drei Jahren haben nicht nur positive 

Auswirkungen auf die Arbeit nichtstaatlicher Akteure 

gehabt. Die Armen selbst in den Entwicklungsländern 

wollen ihr Recht, von ihren Regierungen und den Ge-

bern Rechenschaft  über die Zusammenarbeit zu ver-

langen, einfordern. 

 Wie kann ein eff ektiver Beitrag zivilgesellschaft li-

cher Organisationen in der AAA gesichert werden? 

In Deutschland erwartet das BMZ, »dass zivilgesell-

schaft liche Organisationen die Umsetzung der Pariser 

Erklärung soweit möglich und sinnvoll unterstützen« 

(siehe VENRO, 2007). Nach Ansicht des BMZ kön-

2.6. Beteiligung der Zivilgesellschaft
Die Pariser Erklärung defi niert an einigen Stellen den 

Raum für eine mögliche Beteiligung nichtstaatlicher 

Akteure bei der Identifi zierung von Prioritäten und 

der Überwachung von Entwicklungsprogrammen 

staatlicher Zusammenarbeit. Allerdings ist die im Do-

kument zugeteilte Rolle aus der Sicht nichtstaatlicher 

Akteure begrenzt (Better Aid, 2008, VENRO, 2007, 

Advisory Group on Aid Eff ectiveness 2008b). Die Pa-

riser Erklärung geht zudem von einer Defi nition der 

Entwicklungszusammenarbeit aus, in der zwischen-

staatliche Beziehungen von Regierungsinstanzen den 

Prozess bestimmen. Zivilgesellschaft liche Organisa-

tionen als entwicklungspolitische Akteure mit eige-

nen Rechten der Mitgestaltung, eigenen Prioritäten, 

Programmen und Partnerschaft svereinbarungen 

kommen darin nicht vor (AG, 2008c). Die Defi nition 

der Eff ektivität der Zivilgesellschaft  in der Pariser De-

klaration geht mit dieser Vorstellung einher. Die im 

Dokument verwendeten Indikatoren für Eff ektivität 

beschreiben lediglich das Ausmaß, in dem geplante 

Resultate erreicht werden, die insbesondere mit der 

Verbesserung bestehender Instrumente zu tun haben. 

Dabei handelt es sich um die erste Phase in der Wir-

kungskette, d.h. die Art und Weise wie die erbrachten 

Leistungen genutzt werden und nicht welche direkten 

und indirekten übergeordneten Wirkungen damit er-

zielt bzw. herbeigeführt werden. In der Strategieent-

wicklung hat diese Übung aber nur Sinn, wenn die 

entwicklungspolitische Wirksamkeit als umfassender 

Prozess des sozialen Wandels verstanden wird, in dem 

nicht nur Regierungen miteinander, sondern auch 

nichtstaatliche Akteure wie beispielsweise Frauenor-

ganisationen, Menschenrechtsgruppen, Gewerkschaf-

ten, Bauernorganisationen, etc. mit ihren jeweiligen 

Interessen einbezogen werden.

 In einer Studie über neun Länder in Afrika hat 

AFRODAD bedeutende Fortschritte hinsichtlich der 

Öff nung neuer Räume für die Beteiligung der Zivilge-

sellschaft  festgestellt. Allerdings werden neben diesen 

Fortschritten auch große Herausforderungen für eine 

verbesserte Partizipation zivilgesellschaft licher Part-

ner heraus gearbeitet (AFRODAD, 2007):

  Die Partizipationsansätze sind noch nicht systema-

tisch genug und sind vom Willen der Regierungen 

abhängig, NRO zu einem breiten Dialog einzula-

den;

  Die Ansätze der NRO sind je nach Sektor und 

Schwerpunkt unterschiedlich;
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nen staatliche und nicht-staatliche Entwicklungszu-

sammenarbeit sich entsprechend ihrer komparativen 

Vorteile höchst sinnvoll ergänzen. Die Befürchtungen 

auf Seiten der NRO sind berechtigt, als Resultat der 

Reform der Architektur der internationalen Entwick-

lungszusammenarbeit vereinnahmt zu werden. Die 

notwendigen Funktionen zivilgesellschaft licher Ak-

teure als kritische Begleiter des Handelns staatlicher 

Organe und als aktive Mitgestalter gesellschaft lichen 

Wandels würden verkümmern: »Aus Sicht zahlreicher 

NRO tendiert die Pariser Erklärung (...) dazu, zivilge-

sellschaft liche Organisationen (...) zu Erfüllungsgehil-

fen staatlichen Handelns zu degradieren« (Warning/

Post, 2007). NRO und Hilfswerke aus Geberländern 

werden sich jedoch dagegen wehren, als Durchfüh-

rungsorganisationen der Regierungsprogrammatik 

herangezogen zu werden. Ziel muss es vielmehr sein, 

im Rahmen des AAA-Prozesses Synergien zu erzielen. 

Dies kann nur geschehen, wenn die bereits bestehende 

Trennung zwischen staatlicher und nicht-staatlicher 

EZ nicht nur als sinnvoll, sondern auch als notwendig 

angesehen wird. Folgende Gründe sprechen dafür:

  Mit einem eigenen Finanzvolumen von etwa 14,6 

Milliarden US-Dollar für Maßnahmen der interna-

tionalen Kooperation im Jahr 2006 haben zivilge-

sellschaft liche Organisationen, darunter auch die 

kirchlichen ein erhebliches Gewicht in der interna-

tionalen Finanzarchitektur erreicht. Die öff entliche 

EZ hat im selben Jahr 104 Mrd. US-Dollar mobi-

lisiert (OECD, 2008). Nicht-staatliche Entwick-

lungsorganisationen kanalisieren zudem 20% der 

Zufl üsse der öff entlichen EZ.

  Die meisten nicht-staatlichen Entwicklungsinsti-

tutionen verfügen über einen direkten Kontakt zu 

Basisgruppen und zu den Armen.

  Staatliche EZ allein kann nicht die Gesamtpalette 

der entwicklungspolitisch relevanten Aufgaben 

und Länder abdecken.

  Die Vielfalt der nicht-staatlichen EZ und die da-

durch entstandenen Ideen und Konzepte erzeugen 

einen fruchtbaren Wettbewerbsdruck für die staat-

liche EZ.

  Kritische und unabhängige Aktionen, die die Be-

völkerung in den Geberländern mobilisieren (z.B. 

zum Th ema Schuldenerlass, Welthandel, Klima-

wandel, etc.), tragen nicht nur zur Bewusstseins-

bildung und Unterstützung bei, sondern auch zu 

einer Verbesserung der staatlichen Entwicklungs-

zusammenarbeit und ihrem Auft rag gegenüber 

dem Staat.

  Kirchen und NRO haben ein eigenes Mandat, das 

sie durch ihre Finanzierungsstruktur (Spenden, 

Förderbeiträge, freiwillige Arbeit, usw.) unterstüt-

zen. Es kann gegebenenfalls dem Mandat der staat-

lichen Entwicklungszusammenarbeit widerspre-

chen 

 Handlungsorientierte Recherche-, Bildungs- und 

Lobbyarbeit.

 Dies bedeutet allerdings nicht, dass eine stärkere 

Verzahnung staatlicher Entwicklungszusammenar-

beit mit den Handlungsfeldern zivilgesellschaft licher 

Akteure nicht wünschenswert, und auch notwendig 

sein kann. Insbesondere dort, wo die staatliche Ent-

wicklungszusammenarbeit Th emen wie Regierungs-

führung und gesellschaft liche Teilhabe, Durchsetzung 

der Menschenrechte, Konfl ikttransformation und Ge-

waltprävention, Dezentralisierung oder Gleichberech-

tigung der Geschlechter als Schwerpunkte defi niert 

hat, erscheint eine solche gegenseitige Bereicherung 

mehr als wünschenswert. Auch dort wo große NRO 

sektoral und regional relevante Entwicklungsbeiträ-

ge leisten, kann die Einbeziehung der Regierung mit 

dem Ziel, sie zur Übernahme zivilgesellschaft licher 

Konzepte zu bewegen bzw. diese zu fördern, durchaus 

sinnvoll sein.

 Auf Initiative der kanadischen Regierung wurde im 

Rahmen der AAA eine Beratungsgruppe für zivilge-

sellschaft liche Beteiligung in der AAA eingerichtet8. 

Die Rolle der Beratergruppe ist, die zivilgesellschaft li-

chen Organisationen als Entwicklungsakteure, exter-

ne Geber, Empfänger und Partner mit eigenen Rech-

ten in Nord und Süd im Blick auf die Verbesserung 

ihrer Eff ektivität in den gesamten Diskussionsprozess 

einzubeziehen. Höhepunkt des Konsultationsprozes-

ses war das International Forum on Civil Society and 

Aid Eff ectiveness im Februar 2008 in Kanada, an dem 

sich mehr als 200 Akteure aus 60 Ländern beteiligten. 

Als Grundlage für zukünft ige öff entliche Entwick-

lungszusammenarbeit werden die Pariser Erklärung 

und die AAA eine signifi kante Wirkung auf die Arbeit 

vieler nichtstaatlicher Akteure ausüben, auch wenn 

viele ihrer Indikatoren nicht auf die Arbeit nichtstaat-

licher Akteure angewandt werden können.

8 In der »Advisory Group on Civil Society and Aid Effectiveness« sind drei Geberlän-
der (Kanada, Frankreich, Norwegen), drei Partnerländer (Nicaragua, Ruanda und 
Sambia), drei Nord-NRO (darunter Action Aid / UK und EURODAD), sowie drei 
NRO aus Partnerländern vertreten.
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Die fi nanzielle internationale Entwicklungszusam-

menarbeit erlebte in den letzten zehn Jahren nur we-

nig Veränderungen: Insgesamt ist das Volumen der 

angerechneten Zuwendungen von ca. 60 Mrd. Dollar 

jährlich in den 1990er Jahren auf ca. 104 Mrd. 2006 

angestiegen und wird voraussichtlich bis auf 130 Mrd. 

im Jahr 2010 ansteigen. Viel davon ist reines Buchgeld, 

es wird den Entwicklungsländern nie zur Verfügung 

stehen. Z.B. sind 70% der Steigerung zwischen 2005 

und 2006 auf den Schuldenerlass für Irak und Nigeria 

zurück zu führen (OECD, 2007). Außerdem ist zu be-

rücksichtigen, dass 2006 der Anteil der letztlich in den 

Entwicklungsländern zur Verfügung stehenden Mittel 

für die Entwicklungszusammenarbeit aller Geber bei 

77,6% der gesamten ODA lagen (OECD, 2008). Von 

einem Anstieg der Mittel für die Entwicklungszusam-

menarbeit kann also nicht die Rede sein.

 Aber die Komplexität der EZ-Architektur hat zuge-

nommen. Neue staatliche und private Geber sind auf 

der Bühne der internationalen Zusammenarbeit auf-

getreten und agieren mit zum Teil eigenen und zum 

Teil bereits bekannten Rollen. Das UNDP schätzt die 

Zahl aller Finanzierungsmechanismen auf über Ein-

tausend. Davon sind mindestens 150 multilaterale In-

itiativen, 33 bilaterale Entwicklungseinrichtungen von 

OECD-Mitgliedern und zehn von Non-DAC-Mitglie-

dern. Dazu gibt es eine wachsende Anzahl von globa-

len Finanzierungsmechanismen oder Fonds, die sich 

in bestimmten Sektoren wie Gesundheit und Umwelt 

engagieren9.

 Der vom früheren UN-Generalsekretär Kofi  Annan 

initiierte »Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, 

Tuberkulose und Malaria« ist ein globales Instrument 

zur Finanzierung der Bekämpfung der drei Infekti-

onskrankheiten HIV/Aids, Tuberkulose und Malaria 

in den Ländern mit mittlerem und niedrigem Ein-

kommen (http//:www.theglobalfund.org). Er ist keine 

UN-Organisation, sondern eine Public-Private Part-

nership. Der Bereich Gesundheit war jahrzehntelang 

von den Gebern vernachlässigt worden. Die Struk-

turanpassungsprogramme haben zusätzlich zu einer 

völligen Unterfi nanzierung der Gesundheitssysteme 

geführt. Der globale Fonds hat seit seiner Gründung 

2002 über zehn Mrd. US-Dollar mobilisiert. Damit ist 

er zu einem der bedeutendsten Geber geworden und 

hat wesentlich zur Erhöhung der Mittel für globale 

Gesundheit beigetragen. Über 90% der Gelder akqui-

riert der Globale Fonds von den »traditionellen Ge-

bern«, wie den OECD-Geberländern. Der Fonds hat 

außerdem das Bewusstsein über die Notwendigkeit 

der Bekämpfung von Krankheiten und der Bedeutung 

der Gesundheit für menschliche Entwicklung angeho-

ben und hat maßgeblich dazu beigetragen, dass Ge-

sundheit auf die globale Agenda gelangt ist.

  Aus zivilgesellschaft licher Sicht ist vor allem sein 

Governance Modell positiv zu beurteilen. Im Vor-

stand (Board) des Globalen Fonds sind außer den 

Geberländern auch die implementierenden Län-

der und zivilgesellschaft liche Organisationen ein-

schließlich der Organisationen von betroff enen 

Menschen mit Sitz und Stimme beteiligt. Dies wird 

von NROs begrüßt. Dadurch erlangen die Entwick-

lungsländer einen Einfl uss auf die Förderpolicies, 

im Gegensatz etwa zur bilateralen Förderung, bei 

der der Einfl uss der Empfänger auf die Geberent-

scheidungen begrenzt ist. 

  NROs sind außerdem auf Länderebene in den Ent-

scheidungs- und Policygremien beteiligt, da eine 

solche Beteiligung vom Globalen Fonds als Voraus-

setzung für den Erhalt von Mitteln gefordert wird. 

Dies ist aus NRO Sicht ebenfalls positiv.

  NROs erhalten erhebliche Mittel aus dem Fonds 

und setzen sie in ihren Programmen um. Für die 

Umsetzung dieser Policies ist entscheidend, dass 

Regierungen nachweisen müssen, dass eine »be-

deutende« NRO-Beteiligung auf Länderebene 

stattfi ndet und es begründen müssen, wenn kei-

ne NROs als Empfänger von Mitteln erscheinen. 

Dies trifft   auch auf kirchliche und andere religiöse 

2.7.  EZ-Architektur: Traditionelle und neue
 Finanzierungssysteme und Geber
 und Global Governance

9 Die letzten Zuzügler unter den vertikalen Fonds sind: MCC (Millennium Challen-
ge Corporation (USA), der Globale Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulo-
se und Malaria, FTI/EA. Viele multilaterale Initiativen leiden an Unterfinanzie-
rung oder schlechtem Ressourcenfluss, obgleich sie mit wenig Geld relativ gute 
Resultate erzielen konnten, wie die FTI/EA oder GAVI (Globales Bündnis für 
Impfstoffe und Immunisierung)
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Gemeinschaft en zu. Damit profi tieren NROs von 

staatlichen Geldern der Geber, von denen sie in der 

bilateralen EZ oft  ausgeschlossen sind. Zwar ist die 

Trennung von staatlicher und nicht-staatlicher EZ 

aufgehoben. Da jedoch an die Gelder für die NROs 

keine Bedingungen durch die Geber geknüpft  sind 

– da sie durch den Globalen Fonds kanalisiert wer-

den –, ergeben sich für NROs keine Nachteile, son-

dern Vorteile durch die erhöhten Mittel, die ihnen 

zur Verfügung stehen.

  Eine weitere Errungenschaft  ist, dass (im Rahmen 

der NRO Beteiligung) betroff ene Menschen selbst 

mitentscheiden auf nationaler und globaler Ebene, 

also HIV-Infi zierte Menschen, Menschen mit Tu-

berkulose oder von Malaria betroff ene.

 Diese Erfolge waren nur durch die jahrelange Lob-

by-und Advocacyarbeit von internationalen und na-

tionalen NROs möglich. Dieses Instrumentarium hat 

über die Jahre zu einer eff ektiven größeren Partizipa-

tion der NROs beigetragen. Allerdings bleibt noch viel 

zu tun: NROs sind im Vergleich zu ihrer qualitativen 

und quantitativen Bedeutung in der Bekämpfung der 

drei Krankheiten noch unterrepräsentiert als Empfän-

ger von Mitteln. Um dies zu erreichen, ist vor allem 

auch Capacity Building notwendig. Auch dieses ist 

jedoch vom Globalen Fonds mittlerweile anerkannt 

und es wird an der Ausarbeitung von eff ektiven Ins-

trumenten gearbeitet.

 Es stellt sich jedoch die Frage, wie der Globale Fonds 

und andere Partnerschaft en in die Pariser Erklärung 

einbezogen sind und sich auf deren Kriterien und Prin-

zipien festlegen (lassen). Dies ist erstrebenswert.

 Dabei ist zu beachten, dass der Globale Fonds dem 

Ansatz folgt, dass der Prozess »ländergeführt« ist, also 

über die Anträge und die Umsetzung der Mittel die 

Länder selbst entscheiden. Damit entspricht der Glo-

bale Fonds dem Kriterium der Partnerausrichtung. 

Diese Policy wird in Zukunft  noch verstärkt werden, 

da der Globale Fonds den Schwerpunkt seiner Mittel-

vergabepraxis von jährlichen Vergaberunden auf die 

Unterstützung von »nationalen Strategien« im Ge-

sundheitssektor ändern will. Er wird häufi g kritisiert, 

dass er separate Strukturen in einem Empfängerland 

schafft   und sich nicht mit anderen Gebern abstimmt. 

Der Globale Fonds hat sicher auch in manchen Län-

dern separate Strukturen in der Antragstellung ge-

schaff en. Allerdings hat er auch die vorhandenen 

schwachen Strukturen gestärkt. 

 Der Globale Fonds kann teilweise als ein Modell 

auch für andere globale Instrumente dienen: NROs 

sind in Entscheidungsgremien einbezogen und sie er-

halten Gelder von Regierungen. 

II. Was macht die Zusammenarbeit wirksamer?

Traditionelle » Empfängerländer«
als Geberländer 

Einige Schwellenländer sind bereits wichtige Geber 

in der Entwicklungszusammenarbeit geworden. Das 

Engagement wichtiger Schwellenländer bei der Un-

terstützung der Entwicklungsländer ist zu begrüßen. 

Leider ist bei den meisten neuen Gebern die Zweck-

bindung ihrer EZ viel stärker ausgeprägt als bei den 

OECD-Gebern. Es handelt sich jedoch nicht um Hilfe 

nach den OECD/DAC-Kriterien, nach denen min-

destens 25% der Gesamtsumme einer Kooperation 

als Zuschuss vergeben werden muss, um als ODA 

angerechnet werden zu können. Indien und China 

vergeben ihre Hilfe hauptsächlich im Zusammenhang 

mit Investitionen im Ressourcenbereich. Außerdem 

verfolgen sie außen- und geopolitische Ziele. Dar-

in unterscheiden sie sich allerdings kaum von vielen 

OECD-Gebern. 

 Ein Beispiel: China hat mit der DR-Kongo 2007 

eine Kooperation vereinbart. 3500 km Strasse, 3000km 

Eisenbahnlinien, drei Universitäten, 150 Kranken-

häuser und viele Wohnsiedlungen sollen innerhalb 

von 36 Monaten gebaut werden. Dafür erhält China 

die Konzession zum Abbau von 140000 Tonnen Ko-

balt und 400000 Tonnen Kupfer. China wird 9 Mrd. 

US Dollar investieren sowie Material und Maschinen 

und ein Fünft el aller Arbeiter aus China mitbringen. 

Der Investition steht ein Marktwert der Bodenschätze 

von 72 Mrd. US Dollar gegenüber. Die Nachhaltig-

keit der Maßnahmen ist nicht gesichert. Ein Vorteil 

der Kooperation besteht sicherlich darin, dass Boden-

schätze direkt in Infrastruktur umgewandelt werden. 

Korruption entfällt weitgehend, die Bevölkerung sieht 

die Verbesserungen, das politische System wird stabi-

lisiert. 

 Die Prinzipien der Pariser Erklärung sollten aber 

auch für China, Indien, Brasilien, Südafrika, Russland, 

etc. gelten. Sie sollten deshalb die Pariser Erklärung 

nicht nur als Nehmer- sondern auch als Geberländer 

unterzeichen. 

Das Forum für Entwicklungszusammenarbeit 
der Vereinten Nationen

Die Reform des UN-Systems bleibt ein zentraler Bau-

stein für die Gestaltung einer neuen EZ-Architektur. 

Die notwendigen Reformen zu einer Rationalisierung 

des UN-Systems sollte eine Voraussetzung sein, um 

neue wichtige Impulse gegen die Fragmentierung zu 

setzen. Es wird zwar viel über eine internationale EZ-
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seitige kurzfristige Interessen mächtiger Länder die 

Lage in vielen fragilen Staaten verschärft  oder sogar 

erst herbei geführt. Die Art und Weise, wie etwa die 

Sicherheitsinteressen der Industrieländer im Kampf 

gegen den internationalen Terrorismus durchgesetzt 

oder Einfl usssphären in ressourcenreichen Ländern 

abgesteckt werden, trägt zur Erosion von Staatlichkeit 

und zur Schwächung staatlicher Funktionen bei.

 Derzeit vermittelt die Aufmerksamkeit für fragile 

Staaten und Krisen kein einheitliches Bild. Geo- und 

Ressourcenstrategische Interessen der Geber spielen 

bei der Verteilung der Kooperation weiterhin eine do-

minierende Rolle und nicht die Lage der Menschen 

in den fragilen Staaten. Seit September 2001 steht der 

so genannte »Krieg gegen den Terrorismus« und das 

Engagement in Afghanistan und Irak im Mittelpunkt. 

Die Lage in der DR Kongo, im Sudan, Somalia und 

anderen Krisenregionen auf dem afrikanischen Kon-

tinent fi ndet wenig Beachtung.

 »Das internationale Engagement in fragilen Staaten 

muss langfristig auf das Ziel ausgerichtet sein, legitime, 

gut funktionierende und solide staatliche und soziale 

Institutionen aufzubauen. Die Leitlinien für die Wirk-

samkeit der Entwicklungszusammenarbeit gelten zwar 

auch für fragile Staaten, müssen dort aber an ein Um-

feld angepasst werden, das durch mangelnde Owner-

ship und ungenügende Kapazitäten gekennzeichnet ist 

und dem dringenden Bedarf an grundlegenden Diens-

ten Rechnung tragen« (OECD, 2005).

 Wichtig ist, dass in den Bemühungen um die Har-

monisierung der Entwicklungszusammenarbeit die 

Lage in fragilen Staaten eine Rolle spielt. Grundlage 

2.8. Die Situation von fragilen Staaten
Fragile Staaten, d.h. Länder, in denen die staatlichen 

Institutionen sehr schwach oder von Zerfall bedroht 

sind und deren Bevölkerung unter großer Armut, Ge-

walt und politischer Willkür leidet, erhalten bislang 

nur unzureichende fi nanzielle und technische Unter-

stützung durch die öff entliche internationale Entwick-

lungszusammenarbeit (UNDP, 2005, S. 221). 

 In der Pariser Erklärung haben sich die Geber das 

Ziel gesetzt, Staatsversagen und Staatszerfall entge-

genzuwirken und in fragilen Staaten legitime, gut 

funktionierende und verantwortlich handelnde staat-

liche Institutionen aufzubauen oder zu stärken. 

 Besonders betroff en von menschlicher Unsicherheit 

sind Frauen, Kinder und Minderheitsgruppen. In der 

Demokratischen Republik Kongo sind zwischen Au-

gust 1998 und April 2007 mehr als 5,4 Millionen Men-

schen ums Leben gekommen, nur 10% davon sind auf 

Gewaltakte zurückzuführen, der weitaus größte Teil 

geht auf das Konto vermeidbarer Krankheiten, Man-

gelernährung, schlechter Gesundheitsversorgung etc. 

Mit einer Sterberate von 2,2 auf 1.000 Einwohner, die 

57% höher liegt als im Rest Sub-Sahara-Afrikas, exis-

tiert in der DR Kongo eine große, andauernde huma-

nitäre Krise (International Rescue Committee, 2008). 

Trotz der vielen Versprechungen in zahlreichen inter-

nationalen Konferenzen bleibt der Einsatz der staat-

lichen Entwicklungszusammenarbeit in den meisten 

fragilen Staaten insbesondere in Afrika südlich der 

Sahara weit hinter den Erwartungen zurück.

 Dabei sollte die eigene Verantwortung externer 

Partner für die Lage dieser Länder nicht erst bei der 

Krisenbewältigung gesucht werden: Leider haben ein-

II. Was macht die Zusammenarbeit wirksamer?

Architektur diskutiert, aber die Architekten sind sich 

weder über ihre Ästhetik noch über ihre Strukturen 

einig. 

 In diesem Zusammenhang ist die Einrichtung des 

Development Cooperation Forum durch die Vereinten 

Nationen in Genf im Juli 2007 zu begrüßen. Das Fo-

rum soll unter dem Dach des UN-Wirtschaft s- und 

Sozialrats (ECOSOC) im Zweijahresrhythmus staat-

liche und nichtstaatliche Akteure der internationalen 

Entwicklungszusammenarbeit zu Beratungen zusam-

menführen. Nur wenn alle Beteiligten die Bereitschaft  

zeigen, eigene Interessen in den Dienst der interna-

tionalen Gemeinschaft  zu stellen, werden aus diesem 

Gremium wichtige Impulse hervorgehen. Misserfolge 

werden unweigerlich dazu führen, dass die internati-

onale EZ-Architektur um eine zusätzliche und über-

fl üssige Institution reicher geworden ist, die das Sys-

tem unnötig verkompliziert. Die kirchlichen Akteure 

der Zivilgesellschaft  für die Entwicklung sehen aller-

dings keine Alternative zu einem auf Gerechtigkeit 

und Teilhaberschaft  basierenden Multilateralismus. 

Sie halten sich aber solange zurück für eine stärkere 

Rolle der Vereinten Nationen einzutreten, solange 

den Akteuren der Zivilgesellschaft  keine eigenen Ver-

tretungs- und Sprecherrechte eingeräumt werden. Die 

UN müssen NRO-freundlicher werden.
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Die Realisierung der Pariser Erklärung im Bereich 

der Entwicklungssektoren steht in Verbindung mit 

den »Sector Wide Approaches« (SWA), die seit Mitte 

der 1990er Jahre in Gesundheit, Bildung, Landwirt-

schaft  und Infrastruktur umgesetzt werden. Im AAA-

Prozess hat sich bei der sektoralen Umsetzung der 

Gesundheitssektor auf Grund der großen Zahl von 

Gebern als Schwerpunkt herausgebildet. Im Gesund-

heitssektor Tansanias sind mehr als zwei Dutzend 

internationale Organisationen und Nichtregierungs-

Organisationen aktiv. Dies bedeutet zum einen ei-

nen großen Aufschwung für den Gesundheitssektor 

– Tansania hat bisher ein sehr schwaches staatliches 

Gesundheitswesen gehabt, das die Bevölkerung nur 

unzureichend mit Gesundheitsleitungen versorgen 

konnte. Andererseits kann die Vielzahl von neuen 

NROs auf dem Gebiet Gesundheit und besonders 

HIV/Aids auch eine Belastung für das Land werden, 

wenn sie sich nicht unterienander koordinieren und 

mit der Regierungsseite abstimmen, also sich interna-

tionale NROs als Finanzgeber nicht an das Kriterium 

der »Partnerausrichtung« halten. 

 In Bezug auf die Beteilung der zivilgesellschaft li-

chen Organisationen stellt die sektorale Umsetzung 

der Pariser Erklärung dieselben Herausforderungen 

an die Akteure wie die nationale Umsetzung durch 

Budgethilfe. Bei der grundsätzlich positiv zu be-

wertenden Ausrichtung an den Partnern im Sinne 

der Eigenständigkeit besteht jedoch die Gefahr, dass 

wichtige Partizipationsansätze in Frage gestellt wer-

den. Von wem? Die bisherigen Erfahrungen mit der 

Partizipation von zivilgesellschaft lichen Akteuren in 

Zusammenarbeit mit den globalen Instrumenten sind 

unterschiedlich.

 Zur Beilegung der Ernährungskrise wird es not-

wendig werden, kleinbäuerliche Strukturen der land-

wirtschaft lichen Produktion zu fördern, d.h. Zugang 

zu Land, Betriebsmitteln und Märkten für ihre Bedürf-

nisse zu schaff en. Das wird sie in die Lage versetzen, 

Ernährungssicherheit für ihre Gemeinden und Regi-

onen sicherzustellen. Die existierenden multilateralen 

Institutionen der ländlichen Entwicklung wie die FAO 

befi nden sich in der Krise. Von der Weltbank, die nun 

Teile ihrer operationalen Aufgaben übernimmt, steht 

nicht zu erwarten, dass sie ihre marktliberalen Ansät-

ze zugunsten unmittelbarer Ernährungssicherungs-

maßnahmen verändert. In diesem Zusammenhang 

kann diskutiert werden, ob die Strukturen des Glo-

balen Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose 

und Malaria adaptiert werden können und im Zusam-

menhang mit der vom Generalsekretär der Vereinten 

Nationen in 2008 angeregten Task Force on Hunger.

2.9. Sektorale Umsetzung:
 Bildung, Gesundheit, Infrastruktur
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für Strategien zur Überwindung fragiler Staatlichkeit 

müssen aber eingehende Ursachenanalysen sein, die 

sich nicht lediglich in der Beschreibung von Sympto-

men erschöpfen. Die vertikalen (zwischen Arm und 

Reich) als auch horizontalen Ungleichheiten (zwi-

schen Mann und Frau, bzw. zwischen unterschiedli-

chen Bevölkerungsgruppen) sind zu berücksichtigen. 

 Staatliche Kooperationsmaßnahmen müssen ihre 

Konfl iktursachen verringernden als auch ihre potenti-

ell konfl iktverschärfenden Auswirkungen in allen Be-

reichen systematisch berücksichtigen (Do-No-Harm-

Ansatz). Sie dürfen nicht dazu führen, dass schlechte 

Regierungsführung konsolidiert und legitimiert wer-

den, sondern müssen zur Verbesserung der Lebens-

verhältnisse armer und benachteiligter Bevölkerungs-

gruppen sowie der Menschenrechtssituation und zu 

einer breiten gesellschaft lichen Teilhabe beitragen. 

Geber müssen in fragilen Staaten in besonderer Wei-

se darauf achten, dass Maßnahmen der technischen 

Zusammenarbeit zum Aufb au eines funktionsfähi-

gen Systems der Rechenschaft slegung führen. Illegale 

wirtschaft liche Aktivitäten insbesondere in ressour-

cenreichen Ländern müssen durch Transparenz und 

Sanktionen gegen Unternehmen ebenso wie gegen 

staatliche Akteure sehr viel systematischer geahndet 

und bekämpft  werden. Weltwirtschaft liche Zusam-

menhänge, die zu einer Situation von Fragilität bei-

tragen müssen identifi ziert und verändert werden. 

Hierzu gehören Mechanismen des internationalen 

Handels, Auslandsverschuldung, die Bewirtschaft ung 

natürlicher Ressourcen ebenso wie der Handel mit 

Waff en, insbesondere mit Kleinwaff en.
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Im Folgenden werden die zivilgesellschaft liche und 

die staatliche Perspektive von Wirksamkeit einan-

der gegenübergestellt. In den vergangenen zwei De-

kaden haben die Akteure der Zivilgesellschaft  damit 

begonnen, die globalen Verhältnisse auf die Frage der 

Armutsursachen stärker zu befragen. Heute gelingt es 

ihnen zunehmend besser, ihren Blick von der Mikroe-

bene auf das gesamtpolitische Umfeld zu richten. Die 

staatlichen Akteure andererseits haben in den letzen 

20 Jahren durch die Übertragung von Modellen der 

neoklassischen Wirtschaft stheorie auf die Entwick-

lung das Elend erst geschaff en, zu dessen Abschaff ung 

sie antraten. Das folgende Kapitel entdeckt im Denken 

des indischen Nobelpreisträgers Amartya Sen neue 

Möglichkeiten, in kohärenter Weise Wirksamkeit und 

Entwicklung miteinander zu verbinden.  

Wirksamkeit aus
zivilgesellschaftlicher Perspektive

Welche Grundsätze und Kriterien sollen aus zivil-

gesellschaft licher Perspektive als Orientierung an-

genommen werden, um die Wirksamkeit der EZ zu 

bewerten? Darüber hat im Accra-Prozess eine frucht-

bare Grundsatzdebatte begonnen. Mit der berechtig-

ten Sorge um die Erreichung von Wirkungen haben 

national und international agierende zivilgesellschaft -

liche Organisationen in zahlreichen Positionspapie-

ren Grundsätze und Kriterien für eine Bewertung der 

Wirksamkeit der EZ formuliert. Das prominenteste 

Beispiel dafür ist das Positionspapier für das Accra 

High Level Forum on Aid Eff ectiveness, das von mehr 

als 400 NRO in mehr als 80 Ländern unterzeichnet 

wurde (Better Aid, 2008). Es besteht ein weitreichender 

Konsens darüber, dass eine Bewertung der Wirksam-

keit der Entwicklungszusammenarbeit dem multidi-

mensionalen Charakter der Armut Rechnung tragen 

soll. Als wirksam gilt nach diesem Ansatz jene EZ, die 

sowohl Chancengleichheit und Menschenrechte für 

die Ärmsten unterstützt, als auch die Verbesserung 

ihrer Lebensbedingungen und ihr politisches Empo-

werment. 

 Insgesamt haben zivilgesellschaft liche Organisa-

tionen bereits jetzt eine Vertiefung der Agenda zu 

Fragen der Wirksamkeit bewirkt und eine inhaltliche 

Auseinandersetzung mit den Prinzipien der Pari-

ser Erklärung herbeigeführt. Die Accra-Agenda soll 

menschliche Entwicklung als einen Zuwachs an Ent-

faltungsmöglichkeiten und als einen vielschichtigen 

Prozess verstehen, in dem zahlreiche Akteure beteiligt 

sind: Regierungspläne allein werden die Armut nicht 

reduzieren, die Pariser Erklärung braucht eine stär-

kere Betonung der Wirkungsorientierung internatio-

naler EZ und muss dabei die fünf Dimensionen der 

Armut ausdrücklich in den Mittelpunkt stellen: die 

ökonomische, die politische, die soziale, die kulturelle 

und die schutzrelevante (s.u.).

 Die Vereinigung von 16 katholischen Hilfswerken 

aus Europa und Nordamerika (CIDSE)10 unternimmt 

den Versuch, eine breitere Defi nition von Wirksam-

keit der EZ zu formulieren, die das Ziel hat, nicht nur 

die Effi  zienz der Durchführung von Programmen und 

Projekten sondern auch die dauerhaft en Wirkungen 

und den sozialen Wandel zu bewerten. Daraus ent-

wickelt CIDSE ein alternatives Instrumentarium, um 

Wirksamkeit auf der Basis der christlichen Sozialleh-

re und aus einer menschenrechtlichen Perspektive zu 

defi nieren (CIDSE, 2008). Danach ist Entwicklungs-

zusammenarbeit wirksam, wenn sie

  für die Menschen selbst spürbar positive Wirkun-

gen auf ihre Lebensbedingungen hat;

  überprüfb ar ist und das Lernen fördert;

  Chancengleichheit und Rechte in den Mittelpunkt 

stellt und die Ärmsten der Armen erreicht;

  Empowerment und demokratische Ownership för-

dert;

  in Zusammenarbeit mit allen Beteiligten umgesetzt 

wird;

  und nachhaltig ist. 

10  Coopération Internationale pour. le Développement et la Solidarité
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Positive Wirkungen auf das Leben der Menschen aus-

üben heißt für CIDSE u.a., dass die Veränderungen 

von den Menschen selbst in ihren Wahrnehmungen 

als positiv empfunden werden. Zudem können die 

Partnerorganisationen die Fähigkeit entwickeln, die-

se Wirkungen sowohl quantitativ als auch qualitativ 

zu überprüfen. Nur wenn die Führungsrolle lokaler 

Partner gestärkt wird und dabei Veränderungen infol-

ge eines ständigen Lernens nachhaltig bleiben, ist die 

EZ als wirksam zu bewerten. Auf der Grundlage eines 

solchen Ansatzes wird empfohlen, dass die Rolle der 

NRO als selbstständige Akteure im Rahmen der Pariser 

Erklärung anerkannt und respektiert wird: »Die Rolle 

der Zivilgesellschaft  ist eigenständig, manchmal kom-

plementär, aber nie einer Regierungsagenda zur Ver-

besserung der Wirksamkeit untergeordnet« (CIDSE, 

2008, eigene Übersetzung). Mit dieser Formulierung 

teilt CIDSE den internationalen zivilgesellschaft lichen 

Konsens. Die Konsequenz daraus ist, dass Ownership 

nur mit einer starken Beteiligung relevanter Akteure 

des Entwicklungsprozesses denkbar ist. Die Ownership 

wird soweit demokratisiert, dass die Zivilgesellschaft  

den notwendigen Raum erhält, ihre Arbeit in der oben 

defi nierten Form, d.h. zielgruppennah umzusetzen 

und gleichzeitig eine stärkere Advocacy-Rolle zu ent-

falten. Die Führungsrolle lokaler Partner basiert auf 

dem Prinzip der Autonomie, d.h. die Ownership liegt 

für die NRO anders als in der Pariser Erklärung auf 

der lokalen Ebene und nicht auf der zentralen Regie-

rungsebene. Dieser Ansatz ist ebenfalls in den Doku-

menten des Europäischen Verbandes Protestantischer 

Entwicklungsorganisationen (APRODEV) zu fi nden. 

In einem Positionspapier zur AAA hat APRODEV der 

Europäischen Union empfohlen die Beteiligung von 

Bürgern, Zivilgesellschaft  und Parlamenten bei der 

Entscheidungsfi ndung, Planung und Umsetzung von 

Nationalstrategien durch entsprechende Kriterien zu 

sichern (APRODEV, 2008). 

 Der wesentliche Unterschied zu den DAC/OECD 

Leitlinien zur Armutsminderung liegt darin, dass die 

große Mehrheit zivilgesellschaft licher Akteure den 

Schwerpunkt auf die Mikroebene legt, auf der sie 

am aktivsten sind. Positive Veränderungen auf der 

Makro ebene sind aus dieser Perspektive nicht von 

den Prozessen auf lokaler Ebene zu trennen, micro 

und macro befi nden sich in einem dialektischen Pro-

zess: Wenn auf der Mikroebene das Leben der Men-

schen sich spürbar ändert, werden sich auch nationale 

Strukturen entsprechend verändern. In der staatlichen 

Zusammenarbeit wird ein Mehrebenen-Ansatz ange-

strebt, d.h. die Programme sollen Wirkungen auf der 

Makro-, Meso- und Mikroebene herbeiführen und 

eine Verbindung von Politik- und Umsetzungsebene 

sicherstellen (BMZ, 2005). Die Zusammenarbeit mit 

Sektorministerien im Schwerpunkt eines programm-

orientierten Ansatzes ist ein zentraler Bestandteil in 

der Durchführung von Entwicklungsmaßnahmen der 

staatlichen Zusammenarbeit. 

Der Ansatz auf der Makroebene
und die Bedeutung von Institutionen

Es ist die Aufgabe der staatlichen Zusammenarbeit, 

dass sie mit Regierungen zusammen arbeitet und 

staatliche Strukturen bzw. Regelwerke in Partnerlän-

dern auf der Makroebene zu stärken versucht. Es wa-

ren sogar die NRO, die in den 80er und 90er Jahren 

die Zurückdrängung staatlicher Strukturen und die 

Schwächung öff entlicher Institutionen durch Struk-

turanpassungsprogramme kritisiert haben, die von 

der neoklassischen Wirtschaft stheorie inspiriert wa-

ren. Kritisiert wurde an den Rezepten des Washington 

Konsensus11, dass eine einseitige makroökonomische 

Stabilitätspolitik betrieben wurde, die den »freien 

Markt« auch ins Zentrum der Entwicklungspolitik 

stellte. Eine Senkung der Infl ationsrate und die Kür-

zung staatlicher Ausgaben im sozialen Bereich wur-

den so mit zunehmender Armut, Arbeitslosigkeit und 

Verarmung erkauft . 

 Die Pariser Erklärung zeigt, dass in Bezug auf die 

Rolle des Staates ein Umdenken in der staatlichen Zu-

sammenarbeit stattgefunden hat. Die Stärkung von 

(staatlichen) Institutionen ist wieder wichtiger gewor-

den bei der Gestaltung von Entwicklungsstrategien. 

Das ist richtig so. Dieser Ansatz auf der Makroebene 

hat allerdings nur Sinn, wenn gleichzeitig die notwen-

digen Rahmenbedingungen für Armutsbekämpfung 

geschaff en werden, d.h. makroökonomische Stabi-

lität nicht auf Kosten von Wohlstand und sozialem 

Ausgleich erkauft  werden. Die Erfahrung vieler Ent-

wicklungsländer zeigt, dass es eine breite Palette von 

wirtschaft spolitischen Optionen gibt, die je nach Land 

und sozialem Kontext erfolgreich umgesetzt werden 

können, ohne auf die Rezepte des Washingtoner Kon-

sens zurückgreifen zu müssen. 

 Geber wie der IWF und die Weltbank sind deswe-

gen aufgerufen, Partnerländer aktiv bei der Entwick-

lung alternativer Politikvorstellungen zu unterstützen 

11 Als Washingtoner Konsens werden die Politikempfehlungen für makroökonomi-
sche Stabilität in verschuldeten Entwicklungsländern bezeichnet, die von den 
drei in Washington ansässigen Institutionen, Weltbank, IWF und Federal Reser-
ve entwickelt wurden (siehe BMZ, 2004)
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(BMZ, 2004). Einige Geber ignorieren – nicht zuletzt 

auch aus Eigeninteresse – die Lehren aus der eigenen 

Geschichte: Sie haben ihre Wirtschaft  und insbeson-

dere ihre Manufakturindustrie nicht dem internati-

onalen Wettbewerb schutzlos ausgeliefert, sondern 

Jahrzehnte und sogar Jahrhunderte eine protektionis-

tische Haltung gegenüber der Außenwirtschaft  ausge-

übt. Dabei ist – das hat die Geschichte immer wieder 

gezeigt – kontinuierliches Wirtschaft swachstum die 

Vorbedingung für Marktöff nung und nicht deren Fol-

ge. Wichtige institutionelle Reformen, die in der Pa-

riser Erklärung angestrebt werden, sollten nicht mit 

den Aufl agen einer vollständigen Liberalisierung der 

Kapitalbilanz und des Investitionsregimes einherge-

hen. Auch in der Handelspolitik sollten insbesondere 

die Europäische Union und die USA keine Aufl agen 

stellen, die zu einer Einführung der Singapur – Th e-

men führen könnten.12 Es gilt das Kohärenzgebot zu 

respektieren: Die Industrieländer haben sich in der 

Millenniumserklärung und explizit beim MDG 8 u.a. 

dazu verpfl ichtet, Volumen und Effi  zienz der Ent-

wicklungszusammenarbeit zu steigern, den Handel 

mit den Entwicklungsländern durch Marktöff nung 

auszuweiten, die Stabilisierung des internationalen Fi-

nanzsystems herbeizuführen und Informations- und 

Kommunikationstechnologien in den Entwicklungs-

ländern zu fördern. Wendet man die Überlegungen 

des UNCTAD-Ökonomen Malhotra auf die Pariser 

Erklärung an, ist im Zusammenhang mit dem Kohä-

renzgebot auf mindestens vier Prinzipien zu achten 

(Mahlotra, K, 2004): 

  Außenhandel ist ein Mittel und nicht das Ziel von 

Entwicklung,

  Handelsregeln sollen der Vielfalt an nationalen In-

stitutionen und Standards Rechnung tragen,

  Entwicklungsländer sollen das Recht haben, ihre 

eigenen Institutionen und Entwicklungsprioritäten 

zu schützen,

  kein Land hat das Recht, anderen Ländern eigene 

institutionelle Präferenzen aufzuzwingen.

 Die entwicklungspolitischen Ziele können dem-

nach nur durch kohärentes Zusammenwirken von 

verschiedenen Politikbereichen erreicht werden – na-

tional wie international. Eine Politik der Kohärenz be-

inhaltet eine systematische Förderung sich gegenseitig 

verstärkender politischer Maßnahmen zwischen ver-

schiedenen Ministerien und staatlichen Institutionen, 

um das gemeinsam defi nierte, übergeordnete Ziel zu 

erreichen.

Kriterien zur Bewertung von Armutswirkungen 

Aus der Sicht afrikanischer Kirchen »muss die Wirk-

samkeit der Entwicklungszusammenarbeit anhand ih-

res Beitrages zu einer nachhaltigen Überwindung von 

Armut und Ungleichheit und durch ihre Förderung 

von Menschenrechten, Demokratie, ökologischer 

Nachhaltigkeit und Geschlechtergerechtigkeit gemes-

sen werden.«13 Übergeordnete Wirkungen, sei es über 

sektorale, regionale oder nationale Entwicklungsmaß-

nahmen, über den Ansatz von Institutionen oder bei 

der Veränderung von Regelwerken sind nur dann als 

positiv zu bewerten, wenn sie Veränderungen bei der 

Bevölkerung herbei führen, die in mindestens einer 

von fünf Dimensionen der Armut spürbar sind: 

  Der wirtschaft lichen Dimension (Konsum, Ein-

kommen, Kapital), 

  der menschlichen Dimension (Bildung, Gesund-

heit, Ernährung), 

  der politischen Dimension (Menschenrechte, Ein-

fl ussmöglichkeiten, Frieden), 

  der soziokulturellen Dimension (Status, Würde) 

und 

  der sicherheitsrelevanten Dimension (Sicherheit 

und Vulnerabilität). 

 Dabei bleiben die Geschlechtergerechtigkeit und 

der Schutz und Management von Naturressourcen 

essentielle Querschnittthemen. In die Bewertung der 

Entwicklungsmaßnahme muss also beispielweise eine 

Einschätzung darüber einfl ießen, inwieweit sie zur 

Förderung der Gleichberechtigung der Geschlechter 

beiträgt. 

 Leitfragen hierzu sind: 

  Ist die Konzeption der Entwicklungsmaßnahme 

gender-diff erenziert und lag eine Genderanalyse 

vor?

  Leisten Frauen und Männer einen gleichberechtig-

ten Beitrag zur Gestaltung der Entwicklungsmaß-

nahme?

  Ziehen Frauen und Männer gleichberechtigten 

Nutzen aus der Entwicklungsmaßnahme?

12  Nach Gründung der WTO 1995 tagte die 1. Ministerkonferenz 1996 in Singapur 
und legte Themen fest, die vorrangig behandelt werden sollten, die sogenann-
ten »Singapur-Themen«: Schutz von Investitionen, (Gleichbehandlung von in- 
und ausländischen Unternehmen), Öffentliches Auftragswesen (Verfahren und 
Regeln für die Ausschreibungen öffentlicher Auftraggeber), Handelserleichte-
rungen (Abbau bürokratischer Handelshemmnisse, z.B. bei der Zollabfertigung). 
http://www.wto.org/english/thewto_e/minist_e/min96_e/min96_e.htm 

13  Im Rahmen der All Africa Conference of Churches (AACC) und dem Symposium 
of Episcopal Conference in Africa and Madagascar (SECAM) haben sich die af-
rikanischen Kirchen vom 21. bis 23. Mai 2008 in Nairobi zusammen gefunden, 
um eine gemeinsame Erklärung zu Fragen der Wirksamkeit von EZ zu verabschie-
den.
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 Dieser Ansatz zur Bewertung von entwicklungs-

politischer Wirksamkeit, der auf den Ausführungen 

des indischen Wirtschaft s-Nobelpreisträgers Amartya 

Sen über menschliche Entwicklung basiert, sind der 

öff entlichen EZ nicht fremd. Sie sind Bestandteil einer 

neuen Form der EZ geworden, die eine stärkere Ar-

mutswirkungsorientierung aufweist. Leider fi nden sie 

in der Pariser Erklärung wenig Berücksichtigung. Es 

fehlt insgesamt in der staatlichen Zusammenarbeit ein 

starkes Bekenntnis zur Verringerung der Ungleichheit 

sowohl bei den Einkommen als auch bei den Entfal-

tungsmöglichkeiten. 

 Formuliert man Amartya Sens Armutsdimensi-

onen zu Wirksamkeitskriterien um, könnten sie wie 

folgt lauten:

  Inwieweit kann mit den Entwicklungsmaßnahmen 

die Fähigkeit der Ärmsten gestärkt werden, mehr 

Einkommen zu erwirtschaft en, bzw. den Konsum 

oder Kapitalausstattung zu verbessern?

  Kann der Zugang zu Bildung, Gesundheit, Ernäh-

rung, sauberem Trinkwasser durch die von Gebern 

und Entwicklungsländern gemeinsam durchge-

führten Entwicklungsmaßnahmen verbessert wer-

den?

  Inwieweit wird durch die gemeinsamen Entwick-

lungsmaßnahmen die Menschenrechtslage der Be-

troff enen, deren Stimme und Einfl ussmöglichkei-

ten lokal, regional und national gefördert?

  Inwieweit wird durch die gemeinsamen Entwick-

lungsmaßnahmen die Fähigkeit gefördert, als Mit-

glied einer Wertegemeinschaft  in Würde zu leben?

  Werden fragile Gemeinschaft en bzw. Bevölkerungs-

gruppen durch gemeinsame Entwicklungsmaßnah-

men vor externen Schocks (politisch, wirtschaft lich 

oder umweltbedingt) ausreichend geschützt?

 Um eine Bewertung der Wirksamkeit der EZ auf 

der Grundlage dieser Dimensionen zu unternehmen, 

sind quantitative Indikatoren zwar wichtig, aber unzu-

reichend. Nur mit Hilfe qualitativer Indikatoren, d.h. 

durch Partizipation der Menschen, die als Zielgrup-

pen der gemeinsamen Maßnahmen angesprochen 

werden, und der Vermittlerinstitutionen kann eine 

umfassende Bewertung der Wirksamkeit unternom-

men werden. Diese Indikatoren entsprechen einem 

wirkungsorientierten Ansatz, der weiter geht als der 

in der Pariser Erklärung defi nierte ergebnisorientierte 

Ansatz. Er basiert zudem auf den vom Entwicklungs-

ausschuss DAC defi nierten fünf Kriterien für die Be-

wertung der entwicklungspolitischen Wirksamkeit.

Nachhaltige Entwicklung
und armutsorientierte Wirkungen

Ein weiterer relevanter Aspekt bei der Bewertung der 

Wirksamkeit ist die Frage nachhaltiger Entwicklung. 

Auch hier handelt es sich um Fragen, die in der staat-

lichen Entwicklungszusammenarbeit eine wichtige 

Rolle spielen, aber in der Pariser Erklärung zu kurz 

kommen. Nachhaltige Entwicklung hat mindestens 

vier Dimensionen (OECD, 1991):

  Die wirtschaft liche Dimension: Wie stabil bzw. 

anpassungsfähig sind die Verbesserungen von Ein-

kommen, Konsum und Kapitalausstattung bei den 

Armen im Hinblick auf deren wirtschaft liche Parti-

zipation auf der lokalen, regionalen und nationalen 

Ebene zu bewerten? 

  Die politische Dimension: Wie stabil sind die po-

litischen Verhältnisse, die zu einer Verbesserung 

der Fähigkeit beitragen, Konfl iktsituationen fried-

lich zu lösen?

  Die soziale Dimension: Wie trägt das Vorhaben 

zu mehr Chancengleichheit, sozialer Gerechtigkeit, 

besserem Zugang zu sozialen Dienstleistungen und 

Ressourcen bei? 

  Die ökologische Dimension: Konnte infolge der 

Entwicklungsmaßnahme eine ökologische Tragfä-

higkeit sichergestellt werden?

 Eine partizipative wirkungsorientierte Armutsana-

lyse hilft , die Nachhaltigkeit bei den gemeinsamen 

Entwicklungsmaßnahmen sicherzustellen. Dabei set-

zen sich die beteiligten Partner auf lokaler, regionaler 

und nationaler Ebene zusammen und identifi zieren 

gemeinsam Zielgruppen, Transmissionskanäle und 

potenzielle übergeordnete Wirkungen. Bei der Ana-

lyse und Diskussion werden die Risiken, die die er-

wünschten positiven Wirkungen verhindern könnten, 

mit berücksichtigt.
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Die Konferenz von Accra:
Business as Usual oder ein neuer Ansatz?

Angesicht der Erfahrungen aus der Vergangenheit gibt 

es Grund genug für Skepsis: Nach den Sonntagsreden 

und Versprechungen von internationalen Konferenzen 

tritt gewöhnlich der Alltag ein, und trotz aller Zusagen 

und Beteuerungen der Teilnehmenden kommen not-

wendige Veränderungen, wenn überhaupt nur schlep-

pend voran. Angesicht der gegenwärtig drängenden 

Probleme insbesondere in den Bereichen Nahrungs-

mittel- und Energieverteuerung sowie Klimawandel, 

sollten die guten Vorsätze der Pariser Erklärung mit 

mehr Engagement und Elan von nationalen und Part-

nerregierungen vorangetrieben werden. Kein Prob-

lem ist so komplex, dass es nicht möglich ist für die 

Menschheit, sich für seine Überwindung zu engagie-

ren: Eine Verbesserung der Situation der Ärmsten 

kann nur über ihre Beteiligung als gleichberechtigte 

Partner und der Schaff ung von mehr Gerechtigkeit im 

Entwicklungsprozess erreicht werden.
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